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Die realsozialistische Alternative: Der Antifaschismus der DDR
Das Programm einer naturwüchsig antifaschistischen Klassengemeinschaft
Im Gegensatz zur BRD hat die sozialistische Führung im sowjeti​schen Machtbereich Deutschlands mit der deutschen Nationalge​schichte gebrochen. Nicht nur, daß sie jede auch nur formalrechtli​che Kontinuität zum Dritten Reich abgelehnt hat: Mit der Staats​räson aller bisherigen Staatsbildungen auf deutschem Boden hat sie Schluß gemacht. Kapitalismus und junkerliche Latifundien​wirtschaft wurden nicht renoviert, sondern durch die Institution des „Volkseigentums" an den Produktionsmitteln ersetzt; die ererbte und neu aufgebaute Wirtschaft samt „Geld" und „Kredit" wurde nach dem Vorbild der damaligen Sowjetunion unter das Kommando staatlicher Planungsbehörden gestellt; alle gewohnten ökonomischen Einrichtungen und Instrumente nahmen darüber den neuartigen Charakter von wirtschaftslenkenden „Hebeln" an.*' Die staatlichen Instanzen selbst standen nicht unter der Kontrolle eines bürgerlichen Parlaments, bei dessen Wahl und in dessen Entscheidungen die Parteienkonkurrenz sich konstruktiv austoben durfte; die Einheitspartei aus Kommunisten und Sozial​demokraten nahm das Gewaltmonopol exklusiv in ihre Hände und benutzte es zur Unterwerfung der überkommenen Klassengesell​schaft unter die neuen Richtlinien fürs Produzieren und Verbrau​chen. Imperialistische Interessen waren dem so zustandegebrach​ten „Arbeiter- und Bauernstaat" fremd; seine weltpolitische „Räson" war durch die Sicherheitskalkulationen der Sowjetmacht mitdefiniert. Zum nationalsozialistischen Reich stand das alles genauso in Gegensatz wie zur Staatsräson der Weimarer Republik und erst recht zu der der konkurrierenden Staatsgründung im Westen, der BRD.
An dieser Politik des radikalen Neubeginns fällt freilich auf, daß von der zielstrebigen Verwirklichung eines offen erklärten Um​sturzprogramms nicht die Rede sein kann. Zunächst sollte über​haupt nur aus allen vier deutschen Besatzungszonen ein friedli​ches, mit institutionellen Garantien gegen einen neuen Faschismus und die Wiederkehr des alten Militarismus ausgestattetes, poli​tisch in jeder Hinsicht neutralisiertes Gesamtdeutschland erste​hen, womit jedem Wunsch nach „sozialistischer Umgestaltung" ziemlich enge Grenzen gezogen waren. Dieses Projekt mußte erst an der Zielstrebigkeit scheitern, mit der die USA an die Errichtung eines westdeutschen Satellitenstaats herangingen und mit der des​sen christdemokratische Führung den Kurs der West-Integration durchsetzte, bevor als Gegengründung die DDR in Gang kam. Und deren Konsolidierung als eigenständiges Staatswesen stand auch noch längere Zeit unter dem Vorbehalt, Chancen für die eventuell doch mögliche Herstellung eines zwischen „Ost" und „West" neutra​len Gesamtdeutschland nicht zu verderben.
Aber nicht nur das. Die Einführung neuer gesellschaftlicher Lebensbedingungen und politischer Verkehrsformen ging selber gar nicht unter der klaren Zielvorgabe vonstatten, den „totalitären Bolschewismus" durchzusetzen, geschweige denn, das aus dem alten Reich überkommene Volk dafür zu agitieren. Das Ziel eines kommunistischen Umsturzes wurde den ostdeutschen Landesbe​wohnern von den an die Macht gelangten Kommunisten der SED überhaupt nicht angeboten; das wäre den DDR-Gründern und -Lenkern zuerst „voluntaristisch", also im Klartext: zu revolutionär vorgekommen, und später, als „Planwirtschaft" und die „führende Rolle der Einheitspartei" fest etabliert waren, erschien es ihnen überflüssig. Stattdessen erklärten sie ihre Neuerungen eigentüm​lich zurückhaltend als praktizierten Antifaschismus, als Gegensatz nicht zur bürgerlichen Welt und deren kapitalistischer Verfassung und demokratischer Ordnung, sondern als einzig wahre „antifa​schistisch-demokratische Grundordnung". Selbst die Enteignung des Großgrundbesitzes und die Beseitigung der privaten Verfü​gungsmacht über den produktiven Reichtum im Land galten als Mittel zu dem bescheidenen Zweck, so die „Wurzeln des Faschis​mus" auszurotten und seiner Wiederkehr vorzubeugen. Die Wahrheit über das Staatsprogramm des sog. Realen Sozialis​mus war das nicht und kann es auch gar nicht sein. Die Absage an den Faschismus gibt ja noch überhaupt keine positive politische Zielbestimmung her, sagt gar nichts über die Verhältnisse, die stattdessen einreißen sollen - noch nicht einmal darüber stiftet sie Klarheit, was man am Faschismus auszusetzen hat und aus der Welt schaffen will, und noch viel weniger darüber, was man aus dessen Niederlage zu machen gedenkt. Wie wenig ein antifaschisti​sches Bekenntnis - ohne das man sich im von der Anti-Hitler-Koalition besetzten Land ohnehin politisch nicht sehen lassen konnte - in dieser Hinsicht aussagt, das war unmittelbar abzulesen an der bundesdeutschen Kombination von Antifaschismus und Antikommunismus; und auch im Osten wurde eine Vielzahl von organisierten Interessen und Parteistandpunkten geduldet, die im Grunde gar keinen gemeinsamen politischen Nenner hatten. Umgekehrt: Die für ihr neugegründetes Staatswesen konstitutive politische Linie haben die ostdeutschen Sozialisten sowenig wie die westdeutschen Demokraten aus dem Faschismus, seiner Nieder​lage und ihrem ,Nein' dazu hergeleitet; für nichts von dem, was die einen wie die anderen wirklich veranstaltet und ihrem jeweiligen Volk aufgetragen haben, war Hitler der Grund.
Der erklärte unversöhnliche Gegensatz zu den Nazis und ihren Machenschaften hatte auch bei den deutschen Kommunisten, die in der sowjetischen Besatzungszone erstmals Sozialismus realisie​ren durften, den Stellenwert eines Berufungstitels: eines vorge​schobenen guten Grundes für Loyalität zu ihrer Herrschaft, eines besseren jedenfalls als ihre politischen Leistungen selber. Nicht anders als ihre bürgerlichen Gegner hielten sie die Absage an die Greuel des Faschismus für die beste Empfehlung, die sie ihrem Projekt mitgeben konnten - was für Kommunisten in jeder Hin​sicht eine Schande ist. Den regierenden DDR-Kommunisten kam die polemische Erinnerung an den untergegangenen alten Staat jedoch als das denkbar passendste und überzeugendste Argument für ihre Sache vor - und das sagt einiges über diese Sache: Als Staat haben sie ihre sozialistische Republik mit dem Dritten Reich verglichen, ihre DDR als die grundlegend verbesserte Fassung eben des Vaterlands angepriesen, das von Hitler und seiner Mann​schaft so zum Schlechten regiert worden war, als den einzig wirk​lich geläuterten Teil der Nation. Der Bruch mit der Staatsräson, mit Deutschland und dessen Erfolg als letztem Kriterium aller Politik, war - bei aller Systemtransformation - so radikal und definitiv dann doch nicht; der revolutionäre Umsturz der Klassenge​sellschaft und ihrer national definierten Staatsgewalt fand weder statt, noch war er im Programm. Insofern paßte in der Tat die legi​timierende Bezugnahme auf Deutschlands böse Vergangenheit zur Sache: Deutschen Patrioten wurde die DDR als das Beste aus Deutschlands Vergangenheit und für Deutschlands Zukunft ans Herz gelegt - eine Legitimation, die nur als politkulturell-takti-sches Manöver geläuterter Nationalisten verständlich ist, die selbst den Sozialismus nur nationalstaatlich denken können.
Die Rechnung, so wäre dem neuen Teilstaat eine nationale Legi​timation zu verschaffen, konnte freilich auch nicht glatt aufgehen. Denn alles beim Alten gelassen hat der frisch eingerichtete „Arbei​ter- und Bauernstaat" ja auch nicht. Im Gegenteil: Zu allem, was die bürgerlichen Erneuerer der deutschen Nation an Aufbaupro-grammen zu bieten hatten - und im Westen des untergegangenen Reiches praktizierten -, stand die sozialistische Volksdemokratie in schärfstem Gegensatz. Eben diesen Gegensatz wollten die Gründer und Führer des neuartigen Gemeinwesens aber um keinen Preis wahrhaben: Sie waren von dem Widerspruch überzeugt, ihr Bruch mit den Gepflogenheiten des Klassenstaats und dementsprechend mit allen der bürgerlichen Welt zugehörigen Interessen und Stand​punkten wäre ein Bruch bloß mit den scheußlichen Entartungen der bürgerlichen Herrschaft, und zwar der allergründlichste und radikalste; deswegen zwar mit ein paar einschneidenden Änderun​gen verbunden, eben deswegen aber auch allgemein einleuchtend und akzeptabel als die antifaschistische Alternative, nach der sich alle guten Menschen sehnen, die aber nur eine siegreiche sozialisti​sche „Partei aller Werktätigen" wirklich hinkriegt. Daß zwischen ihrem Neuaufbauprogramm und den Zielen anderer aufrechter Antifaschisten Differenzen existierten, die auf alle Fälle erst ein​mal klarzustellen und dann entweder auszuräumen gewesen wären oder sich als unüberbrückbar erwiesen hätten - das sahen die DDR-Kommunisten nicht so eng.
Sie konnten sich das leisten. Für sie war es eben tatsächlich so, daß mit dem Sturz der Nazis und dem Ende der faschistischen Gleichschaltung nicht bloß der Klassengegensatz samt seinen poli​tischen Fortsetzungen neu eröffnet war und der Klassenkampf, dessen Notwendigkeit sie gerne beschworen, an einem neuen Aus​gangspunkt angekommen, sondern das Spiel im Prinzip gewonnen und der Weg zum Sozialismus eingeschlagen — nicht, weil der allge​mein verbindlich gewordene Antifaschismus das hergegeben hätte, sondern weil sie die Macht bekommen hatten, ohne die Massen für einen wirklichen Umsturz und den dann auch noch gewinnen zu müssen. Diese Macht wußten sie umgekehrt für nichts besseres einzusetzen als für den realsozialistischen Neuaufbau der Nation und dessen Legitimation durch das Angebot an jedermann, sich ihnen anzuschließen, ohne eigene Werte und Überzeugungen auf​geben zu müssen, einfach vermittels einer Absage an den Faschis​mus, um die sowieso niemand herumkam im besiegten Reich. Statt Kommunismus zu propagieren, wollten sie allgemeine Zustimmung zu ihrer neuartigen Republik herstellen, und zwar eben dadurch, daß sie keinen Standpunkt aus- und alles eingrenzten, was poli​tisch anständig und ehrlichen Herzens für ein friedfertiges Deutschland war. Ganz anders als demokratisch konkurrierende Parteien, die vor lauter Einigkeit in der Sache Gegensätze unter​einander notfalls sogar erfinden, um einander die Staatsmacht streitig zu machen, und die mit der offenen Ausgrenzung linker, erst recht kommunistischer Standpunkte und Organisationen nie Probleme haben, waren die Führer der ersten sozialistischen, also wirklich abweichenden Republik auf deutschem Boden auf eine „Front'-Bildung ohne Gegner bedacht.
Daß ein kerniges ,Nein!' zum Nationalsozialismus völlig ausrei​chen müßte, um ihnen die patriotische Zustimmung der ganzen Gesellschaft zu ihrem neuartigen, von allen vaterländischen Ge​wohnheiten abweichenden Gemeinwesen zu sichern: Dessen waren sich die regierenden DDR-Sozialisten ganz sicher. Und zwar nicht bloß in dem zynischen Sinn, wie bürgerliche Politiker sich darauf verlassen, daß der Opportunismus ihrer Untertanen ihnen die nötige Loyalität schon sichert und nationalideologische Sprachrege​lungen zur Gewohnheit werden läßt. Sie rechneten gar nicht bloß auf staatsbürgerliche Loyalität im allgemeinen, sondern auf aus​drückliche Anerkennung ihrer Parteiherrschaft durch alle, die unter Hitler gelitten oder ihn aus anderen Gründen gefürchtet hat​ten oder ihn nachträglich nicht mehr leiden konnten: Die mußten doch - meinten sie - gemerkt haben, daß nur die klassenkämpfe​risch gesinnten Kommunisten in der Lage gewesen wären, das Volk hinreichend gegen die Nazis zu mobilisieren, daß sie also bes​ser daran getan hätten, sich deren Führung anzuvertrauen. Daß demzufolge der Kampf um Sozialismus die einzige wahre und wirk​same nationale Antithese zum Faschismus war, das kam für die antifaschistischen Klassenkämpfer beinahe einer Definition gleich: Seinem wesentlichen Gehalt nach war Sozialismus für sie tatsächlich dasselbe wie Antifaschismus, nämlich die große, fast nieman​den - bloß die Faschisten und deren „monopolkapitalistische" Hin​termänner - ausschließende Volkseinheit, natürlicherweise und unter allgemeinem Beifall angeführt durch die kämpferischste antifaschistische Kraft, die Arbeiterklasse resp. deren entschlossen voranschreitende Avantgarde. Zwar hatten, nach Ansicht der anti​faschistischen Vorhut selbst, die anderen Volkskräfte und sogar die meisten Mitglieder des Proletariats nichts geringeres als die gemeinsam erlittene Unterdrückung durch die Nazis, also eine extrem negative Einheitserfahrung gebraucht, um zu merken, was sie am proletarischen Klassenkampf haben bzw. gehabt hätten. Diesen Befund hat die Partei der sozialistischen Volkseinheit aber nicht als Widerlegung ihres Glaubens an einen natürlichen Hang aller guten und nützlichen Mitglieder der menschlichen Gesell​schaft zur Unterordnung unter die Sache der Arbeiterklasse begrif​fen. Sie hat umgekehrt den Faschismus, als wäre er eine List der zum Sozialismus hinstrebenden Weltgeschichte, als eine Art Geburtshelfer ihres Sieges in ihr Weltbild eingeordnet und sich den Antifaschismus als Handhabe fürs Einsammeln all derer zurecht​gelegt, deren Interesse im Grunde ohnehin aufs Sammeln ginge:
„Da der Faschismus, die offene Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen und imperialistischen Kreise des Finanzka​pitals, sich gegen die Lebensinteressen des gesamten Volkes richtet, besteht sowohl die Notwendigkeit als auch die Möglichkeit, weite Kreise der Bevölkerung für die antifaschistische Bewegung zu gewin​nen und sie um die Arbeiterklasse und ihre revolutionäre Partei zu sammeln." (Kleines politisches Wörterbuch, Berlin 1973, Stichwort ,Antifaschismus', S. 35 f.)
Im Sinne dieser Dialektik von Notwendigkeit und Chance haben die von der Roten Armee an die Macht gebrachten Klassenkämpfer als erstes die unselige Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung in einen reformistisch-sozialdemokratischen und einen kommuni​stisch-revolutionären „Flügel" „überwunden", ohne zuvor die schwer zu übersehenden programmatischen Differenzen zwischen Umsturz und Verbesserung des Klassenstaats auszutragen und ohne groß danach zu fragen - wahrscheinlich wäre ihnen das zu nachtragend vorgekommen -, warum die notwendige und angeblich für jeden einsichtige kämpferische Einheit eigentlich nicht recht​zeitig zustandegekommen ist. Aus dem gemeinsam erlittenen Leid sollte jedes Mitglied der Arbeiterklasse die Erkenntnis mitgenom​men haben, daß die parteiische und parteiliche Spaltung als solche, wie auch immer begründet, das denkbar größte Übel sei, nämlich Ursache der Niederlage gegen die Faschisten war, und die Lehre ziehen, daß man sich niemals wieder, durch welche inhaltlichen Gegensätze auch immer, auseinanderdividieren lassen dürfe. Das Ergebnis war die SED, und deren Emblem traf es genau: Der Hän​dedruck war sowohl Taktik und Mittel zum Zweck als auch die Sache selbst, um die es ging. Nach dem gleichen Muster wurden zweitens alle übrigen gutwilligen Kräfte im Volk unter Respektierung ihrer jeweiligen sozialen und ideologischen Eigenar​ten in die „nationale Front" einsortiert, die sich dann in volksdemo​kratischen Wahlen den 99- bis 100-%igen Applaus der Massen abholen durfte.
Mit einer richtigen, zweckmäßigen Abrechnung mit dem natio​nalsozialistischen Staat hatte der Antifaschismus der DDR also nichts zu tun - sowenig wie der der westdeutschen Demokraten. Er lieferte vielmehr die höheren Wertgesichtspunkte, mit denen die neu gestiftete Republik ihren Anspruch auf die Loyalität ihres deutschen Volksteils auskleidete - so wie das jede Staatsideologie im Bemühen um gute Gründe für eine politisch monopolisierte und durchorganisierte höchste Gewalt tut. Dabei war dieses Manöver für die monopolistisch regierende sozialistische Staatspartei der DDR gar nicht bloß der idealisierende Überbau zu einer Generalli​nie, die ansonsten und „in Wirklichkeit" den zweckmäßig in Kraft gesetzten Sachzwängen nationalökonomischer Konjunkturen als „der Realität" gefolgt wäre und die staatsmaterialistischen Kalku​lationen eines nationalen Gewaltapparats wahrgemacht hätte - so wie es in jedem bürgerlichen Vaterland der Fall ist. Der parteioffi​zielle Antifaschismus der SED gehörte zu einem Fortschrittspro​gramm, das sich in Gegensatz zu allen sonst anerkannten bürgerli​chen „Realitäten" stellte; nämlich als Variante oder auch Konse​quenz des Fehlers, mit dem die verbündeten Staatsparteien des Sowjetblocks das marxistische Vorhaben einer proletarischen Revo​lution theoretisch revidiert und praktisch kaputtgemacht haben: Die Rede ist von der Einbildung, alle anständigen Menschen wären sowieso, naturwüchsig, für „den Sozialismus", weil der nichts ande​res wäre als die Verwirklichung der in allen Gemütern beheimate​ten Ideale sozialer Gerechtigkeit. Wo die diesem Idealismus verfal​lenen Arbeiterparteien die Macht erobert und die Ökonomie in ihrem Sinn umgestaltet hatten, ist die falsche Konzeption von Grund und Ziel eines kommunistischen Umsturzes freilich umge​kippt in eine bloße Ideologie der Macht. Einer Macht jedoch, die sich auch dann nicht einfach zynisch mit dem Gegensatz zwischen „Idealen" und „Realität" der Politik legitimiert und Kritik entwaff​net hat, die vielmehr das behauptete tiefe Einvernehmen der Mas​sen und ihrer Avantgarde in der Organisation des politischen und gesellschaftlichen Lebens „real" werden lassen wollte. So wider​sprüchliche Konstruktionen wie eine „nationale Front", mit der ein gesellschaftlicher Pluralismus, sogar in Gestalt eigenständiger Par​teien, zugleich anerkannt und auf Anerkennung der einen, „prole​tarischen" Parteilinie festgelegt wurde, waren das Ergebnis solcher Bemühungen um eine dem sozialistischen Ideal gemäße Realität. Die ostdeutschen Staatskommunisten haben ihre einschlägigen Manöver unter das Motto „Antifaschismus" gestellt und damit ideo​logisch in die Geschichte ihrer Nation eingewoben, nämlich als die vorwärtsweisende Negation ihres „düstersten Kapitels". Mit dieser Sorte Traditionspflege haben sie sich als Charaktermasken natio​naler Macht geoutet - und verdienen deswegen auch eine etwas andere Kritik als bürgerliche Politiker, die bei ihren ideologischen Selbstlobpreisungen nach dem gleichen logischen Muster verfah​ren: Da haben die Führer einer antikapitalistischen Arbeiterbewe​gung den Sozialismus, indem sie ihn „real" gemacht haben, endgül​tig auf ein Ideal nationalstaatlichen Anstands heruntergebracht.
Exkurs zur Herkunft des Antifaschismus der DDR: Die verkehrte Faschismus-Theorie der Kommunistischen Internationale
Deutschlands Kommunisten haben in der DDR ein Projekt ver​wirklicht, mit dem sie gescheitert sind, solange es darauf angekom​men wäre, nämlich dem Faschismus eine machtvolle Abwehrfront entgegenzusetzen. Für sich genommen kein schlechtes oder fal​sches Vorhaben; freilich auch nur so richtig wie der Begriff, den die Kämpfer gegen den Faschismus sich von ihrem Feind machen, und nur so gut wie die Gründe, mit denen sie Mitkämpfer gewinnen. Und da lagen die deutschen Kommunisten ebenso wie ihre interna​tionale Dachorganisation leider ziemlich daneben.
Ganz sicher waren sie sich über den „Klasseninhalt" des Faschis​mus, d.h. über seinen Stellenwert im Klassenkampf zwischen Bour​geoisie und Proletariat:
„Der Faschismus an der Macht, Genossen, ist, wie ihn das XIII. Ple​num des EKKI (sc. Exekutiv-Komitee der Kommunistischen Interna​tionale) richtig charakterisiert hat, die offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperia​listischen Elemente des Finanzkapitals." (G. Dimitroff am 2.8.1935 auf dem VII. Kongreß der Kommunisti​schen Internationale (KI), zitiert nach der Ausgabe der ,Referate und Resolutionen' im Dietz-Verlag Berlin 1975 - daraus auch die folgenden Zitate -, S. 93.)
Vom politischen Ordnungswillen, der im Faschismus zur Herr​schaft gelangt ist, will diese Definition nichts wissen:
„Der Faschismus - das ist nicht eine Form der Staatsmacht, die angeblich ,über beiden Klassen, dem Proletariat und der Bourgeoisie, steht', wie zum Beispiel Otto Bauer behauptet hat. ... Nein, der Faschismus - das ist nicht eine über den Klassen stehende Macht, auch nicht die Macht des Kleinbürgertums oder des Lumpenproletari​ats über das Finanzkapital. Der Faschismus - das ist die Macht des Finanzkapitals selbst. Das ist die Organisierung der terroristischen blutigen Niederhaltung der Arbeiterklasse und des revolutionären Teils der Bauernschaft und der Intellektuellen." (ebd.)
Die „Niederhaltung" der Volksteile, die die Kommunisten als ihre Sympathisanten verbuchten, ist zweifellos eine Herrschaftsleistung anderer Art als der zweckmäßige Gebrauch des zinstragenden Kapitals und der Privatmacht, die der bürgerliche Staat dem Geld beilegt. Den - vorgestellten Haupt- - Nutznießer der faschistischen Staatsmacht und deren - politisches - Subjekt mochten die Genos​sen aber nicht weiter unterscheiden. Sie meinten zu wissen, wer faschistische Unterdrückungsleistungen braucht und wofür; und damit war ihnen schon alles klar:
>rAls die äußerst schwere Wirtschaftskrise hereingebrochen war, die allgemeine Krise des Kapitalismus sich heftig verschärft und die werktätigen Massen sich revolutioniert hatten, ging der Faschismus zum breiten Angriff über. Die herrschende Bourgeoisie sucht immer mehr ihre Rettung im Faschismus, um die schlimmsten Ausplünde​rungsmaßnahmen gegen die Werktätigen durchzuführen, um einen imperialistischen Raubkrieg vorzubereiten, um die Sowjetunion zu überfallen, China zu versklaven und aufzuteilen und durch alle diese Schritte die Revolution zu verhindern." (S. 91 f.)
Allzu kindlich darf man sich diesen Funktionalismus zwar nicht vorstellen:
„...man darf sich den Machtantritt des Faschismus nicht so glatt und einfach vorstellen, als faßte irgendein Komitee des Finanzkapitals den Beschluß, an dem und dem Tage die faschistische Diktatur aufzu​richten. Tatsächlich gelangt der Faschismus gewöhnlich in gegenseiti​gem, zuweilen scharfem Kampf zwischen dem Faschismus und den alten bürgerlichen Parteien oder einem bestimmten Teil dieser Par​teien zur Macht..." (S. 94)
Das ändert aber nichts daran, daß hier letztendlich das Finanz​kapital die Zähne zeigt und damit das Entscheidende gesagt ist über die faschistische Art, Staat zu machen. Faschistischer Terror ist das offensive Kampfmittel einer Bourgeoisie, die - insbesondere nach dem epochalen Sieg der proletarischen Sache in der Sowjet​union - ihre Herrschaft anders nicht mehr zu behaupten vermag. Er „bringt" insofern einerseits
„die Schwäche der Bourgeoisie selbst zum Ausdruck, die die Herstel​lung der Kampfeinheit der Arbeiterklasse fürchtet, die Revolution fürchtet und nicht mehr imstande ist, die Diktatur über die Massen mit den alten Methoden der bürgerlichen Demokratie und des Parla​mentarismus aufrechtzuerhalten."
Daß die Bourgeoisie mit dem Übergang zu faschistischen Metho​den Erfolg hat, „zeigt" andererseits
„die Schwäche des Proletariats, das durch die Spaltungspolitik der Sozialdemokratie, durch ihre Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie desorganisiert und paralysiert wurde." (S. 92)
- so daß man glatt meinen könnte, sie hätte durchaus bei ihrer alt​bewährten Methode bleiben können... Insgesamt jedenfalls ent​steht das Bild eines hin und her wogenden Kampfgeschehens zwi​schen der Arbeiterklasse, die im Prinzip dabei ist, zu ihrer klassen​mäßigen Einheit zu finden, die fortschrittlichen Teile des übrigen Volkes um sich zu scharen und so den revolutionären Sieg vom Oktober 1917 fortzusetzen, und einer Kapitalistenklasse, deren Herrschaft immer angefochtener und zugleich immer gieriger wird, die sich dabei auf immer kleinere und extremistischere Minderhei​ten konzentriert und folglich nur noch mit nacktem Terror auf​rechtzuerhalten ist.
Das war der Erkenntnisstand der KI zum Faschismus, als der bereits in Italien und Deutschland erfolgreich war. Sie hatte also weder eine richtige Vorstellung von ihrem geschworenen Feind noch ein zutreffendes Bewußtsein von der Klasse, die sie zum Abwehrkampf zusammenschließen wollte.
a) Das Proletariat:
Die gute Hälfte der Klassengesellschaft
Das „proletarische Klassenbewußtsein", in dessen Namen die Par​teien der KI antraten, war - absurd für kommunistische Umstürz​ler! - grenzenlos affirmativ. Die für Lohn arbeitende Klasse galt diesen Freunden des Fortschritts als die gute Seite der kapitalisti​schen Gesellschaft, als die vorwärts-, nämlich zu einer Zukunft ohne Ausbeutung und Unterdrückung hintreibende Kraft - und diesen Idealismus vertraten sie ausgerechnet unter Berufung auf Marx, der die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution gerade daraus begründet hat, daß das Lohnsystem eine arbeitende Klasse als funktionellen Teil des Kapitals hervorbringt, als abhän​gig veränderliche Größe in den Händen von Geldbesitzern, und erwachsenen Menschen die hoffnungslose Berechnung aufzwingt, fürs Überleben und im Ergebnis zum eigenen Schaden auf die Nützlichkeit der eigenen Person fürs Kapital zu setzen. Daß der Lohn eine dem Kapitalismus eigene Revenuequelle ist, und zwar die denkbar schlechteste, die mit der Produktion von Reichtum den Ausschluß davon, also Armut und Abhängigkeit reproduziert - die​sem marxistischen Befund entnahmen die Anwälte der Arbeitersa​che nicht die Notwendigkeit, mit dem Rechnen in Lohn als Kosten​faktor, mit der Arbeit als Produktionsmittel und mit der Sorte Reichtum, die abstrakt im Geld existiert, systematisch Schluß zu machen; sie folgerten daraus den Auftrag an die Staatsmacht, den Lohnarbeiter gewaltsam besserzustellen und dafür bis zur Enteig​nung der Kapitalisten zu gehen. Denn daß Lohnarbeiter, soweit ihnen nichts anderes übrigbleibt, als sich den Bedingungen ihrer Revenuequelle anzupassen, selber ein systemgemäßer Teil der kapitalistischen Gesellschaft sind und noch dazu der armseligste, das war für die Radikalen in der Arbeiterbewegung nicht das schla​gende Argument für die Abschaffung des Proletariats - also des Klassenstaats samt seiner Geschöpfe -, sondern bedeutete ihnen soviel wie ein vorenthaltenes Recht, das der wahre sozialistische Volksstaat seinen werktätigen Massen zu verschaffen wissen würde. Wenn sie von Revolution sprachen, dann meinten sie eben dies: Gerechtigkeit für die Klasse, die die ganze (Lohn-)Arbeit tut; und das ist eben etwas anderes als der radikale Umsturz derjeni​gen Regeln, Recht und Gerechtigkeit inklusive, nach denen die wirtschaftende Menschheit als Funktionär von Geldgrößen und Geldströmen antritt und sich demgemäß in Klassen scheidet. Des​wegen war diesen Kommunisten sogar die Selbstverständlichkeit fremd, daß kommunistische Politik nicht im Einsammeln selbstbe​wußter Lohnarbeiter bestehen kann, sondern auf deren einsichti​gen Willen setzt, eben das nicht länger zu sein. Der Befund, daß die Lohnarbeiter sich selber schaden, also einen entscheidenden Fehler machen, wenn und solange sie auf den Lohn für Arbeit als ihr Lebensmittel setzen, war deswegen auch nicht der Auftakt zu der agitatorischen Bemühung, gegen diesen Fehler anzukämpfen, son​dern begründete im Gegenteil die tröstliche Gewißheit, im Grunde wären die Lohnarbeiter schon fertig mit dem System der Lohnar​beit und dessen geborene Gegner, denen nur der Sieg noch nicht gelungen wäre. Die Einsicht, daß einzig die lohnarbeitende Klasse nicht bloß einen Nutzen von der Überwindung der Klassengesell​schaft hat, sondern in der Abhängigkeit des kapitalistischen Ver​wertungsprozesses von ihrer Arbeit auch das Mittel, sie abzuschaf​fen, war für die Vorkämpfer der Arbeiterbewegung erst recht nicht der Grund, alle Umsturzbemühungen auf diese Klasse und gegen deren fatale Fügsamkeit zu richten, sondern Anlaß zu freudiger Erregung über die Macht der im Grunde längst antikapitalisti​schen Klasse, die nur noch gebündelt und richtig eingesetzt werden müßte, um den Klassensieg zu erringen. Jedes Stück proletari​schen Standesbewußtseins, auch wenn es noch so eindeutig nichts als falsches Einverständnis mit der ertragenen Ausbeutung, sogar Stolz auf die in fremden Diensten erbrachte Leistung zum Inhalt hatte, signalisierte ihnen die naturwüchsige menschliche Güte der Gesellschaftsschicht, die sie „zum Sieg" zu führen gedachten; daß dieser Stolz sich darauf reduzierte, ziemlich Unzumutbares pünkt​lich und unverdrossen auszuhalten, erschien ihnen - in der Nach​folge Lenins - glatt als Ausweis der revolutionären Disziplin der Massen, das Fabrikregime als Ursprung der charakterlichen Eig​nung zum Kommunismus.
Die Agitation gegen das selbstbewußte Sich-Einrichten, mit dem Kommunisten nolens volens anzufangen haben, wenn sie den Kapi​talismus kippen wollen, war diesen Kommunisten mit ihren ins Optimistische revidierten Auffassungen vom Klassenkampf jeden​falls überhaupt kein Anliegen. Als ihre „Aufgabe" im Dienst am „sozialen Fortschritt" legten sie sich stattdessen die Entwicklung, aktualisierende Anpassung und Durchführung einer Taktik des Klassenkampfes zurecht, der nur in ihrer Vorstellung vom Proleta​riat als sowieso antikapitalistisch kämpfender Klasse existierte. Und diese Taktik erschöpfte sich in der wunderbaren Maxime, sich „an die Spitze zu setzen", wo immer „gekämpft" wurde, und dem Kampf eine „revolutionäre Perspektive" zu geben, die es erlaubte, die Ergebnisse „richtig einzuschätzen" - meist optimistisch als „konkreten Teilerfolg", auch wenn die Niederlage kaum zu überse​hen war. So wurde jedes Stück Arbeiterbewegung grundsätzlich gutgeheißen - im Namen von Zielen, die die Beteiligten gar nicht hatten, und als „Etappe" im Klassenkampf. Problematisch kamen ihnen eigentlich nur solche Kämpfe vor, die unter wirklich revolu​tionären „Losungen" angezettelt wurden: Mit denen wurden die Massen regelmäßig „überfordert", und die Kommunisten hatten Anlaß zu der Selbstkritik, „die Umstände" falsch eingeschätzt zu haben...
b) Der Klassenfeind und seine Fraktionen: Monopole contra Demokratie
So verkehrt wie die Vorstellung von der „eigenen" Klasse geriet logischerweise das Bild vom „Klassenfeind", der mit dieser Taktik geschlagen werden sollte.
Bei aller Polemik gegen „das Finanzkapital": Über den Grund und den Inhalt seiner Macht in der kapitalistischen Gesellschaft hatten Dimitroff, Stalin, Pieck und Genossen keine brauchbare Erkenntnis anzubieten. Sie hatten mitbekommen, daß von den Entscheidungen der Großbanken und Finanzmagnaten enorm viel abhängt; sie waren damit konfrontiert, daß Streiks und andere pro​letarische Kampfaktionen - insbesondere die von ihnen angezettel​ten - mit polizeilicher Gewalt niedergeschlagen wurden, wenn sie zu weit gingen; und daraus zogen sie ihre Schlüsse: „Offenbar" befehligten, zumindest letztendlich, die Großbanker den staatli​chen Unterdrückungsapparat - etwa so, als wäre die bürgerliche Staatsgewalt nichts weiter als eine Art Privatarmee der großen Konzerne des Finanzgeschäfts. Da hatte sich Marx also wieder ver​geblich angestrengt mit seiner Aufklärung über die eigentümlich „sachliche" Natur der kapitalistischen Klassengesellschaft und ihrer Herrschaftsverhältnisse: daß das Geld hinreichendes Mittel privater Macht, Kommandomittel über gesellschaftlichen Reichtum und vor allem dessen Erzeugung ist, weil die Staatsgewalt in ihrer Fürsorge für Person und Eigentum alles Produzieren und Verbrau​chen vom Geld abhängig gemacht hat; daß umgekehrt, wenn alles vom Geld abhängt und dessen kapitalistischer Vermehrung dient, die Akkumulation des Kapitals das sachzwanghaft wirkende Lebensgesetz der Gesellschaft ist und als Allgemeinwohl Anerken​nung erfährt; schließlich: daß die spezielle Macht des Finanzsek​tors im kapitalistischen Geschäftsleben auf der Verfügung über das Geld der Gesellschaft und der darauf begründeten Freiheit der Kreditschöpfung beruht und schlicht darin besteht, über den Zugriff der Geschäftswelt auf ihr erstes und entscheidendes Geschäftsmittel: Geld, unter dem Kriterium der Kreditwürdigkeit zu entscheiden. Die Theoretiker der KI hätten ja gar nicht so falsch gelegen mit ihrer Diagnose, daß „das Finanzkapital" die kapitalisti​sche Klassengesellschaft beherrscht - aber nicht deswegen, weil es außer Kredit oder mit seinem Geld auch noch die Polizei komman​diert, sondern weil es über das ökonomische Lebensmittel dieser Gesellschaft, insgesamt und in allen ihren Teilen und sogar ein​schließlich ihrer politischen Obrigkeit, gebietet. Daß die Staats​macht ihr Werk tut und alle Teile der Klassengesellschaft zu systemgemäßem Funktionieren zwingt, ist eine Voraussetzung, auf die die Geldkapitalisten selbstverständlichen Anspruch erheben; müßten sie darum fortwährend politische Kämpfe führen, dann könnte von einer halbwegs funktionstüchtigen Klassengesellschaft keine Rede sein, geschweige denn von einem machtvoll die Geschäftsszene beherrschenden Kreditgewerbe.
Für die Kämpfer der KI war genau umgekehrt Klassengesell-schaft gleichbedeutend mit Klassenkampf; und so, wie in ihrem Weltbild die Arbeiter nicht so sehr mit Dienst am Kapital ausgela​stet, vielmehr mit Kämpfen gegen bösartige Kapitalisten befaßt waren, so gingen auch die Geldkapitalisten weniger ihrem Kredit​geschäft als vielmehr dem des Niederhaltens der Arbeiterklasse sowie imperialistischen Eroberungen nach, also einem zugleich defensiven und offensiven Machtkampf nach innen und außen. Statt mit der Technologie des Geldverdienens waren sie mit Strate​gie und Taktik des erfolgreichen Unterdrückens beschäftigt - und lagen darüber auch untereinander bzw. mit ihrer kreditnehmenden Kundschaft im Streit. Zu diesem imaginären Streit bzw. seinem im 20. Jahrhundert erreichten Stand hatten die kommunistischen Theoretiker ihre eigene Auffassung, angedeutet mit dem anklagen​den Etikett „Monopolkapital". Das war nämlich nicht die Über​schrift über eine Diagnose des ökonomischen Konkurrenzkampfes und seiner Ergebnisse, etwa mit besonderer Berücksichtigung des Interessengegensatzes zwischen Finanzkapital und kreditbedürfti​gen Unternehmen. „Monopol" stand vielmehr für eine kühne Theo​rie vom Niedergang der bürgerlichen Demokratie: Die hätte mit ihrem Pluralismus bürgerlicher Parteien zu den Zeiten funktio​niert, als die kapitalistischen Unternehmer, große und kleine, noch massenhaft untereinander konkurriert hätten; diesem freiheitli​chen Konkurrenzkampf, der auch den Arbeiterparteien die Chance geboten hätte, sich legal einzuklinken in den Kampf um die Macht, hätte der Siegeszug der „Monopole" ein Ende bereitet; deren Herr​schaft wäre, weil die einer ziemlich geschrumpften Clique großer Strippenzieher, nicht mehr auf parlamentarisch-pluralistischem Wege abzuwickeln, sondern nur noch mit einer Klassenkampftak​tik, die sogar mit den politischen Gepflogenheiten der Mehrheit der Bürgerlichen Schluß machen müßte: von der Interessenlage her besonders imperialistisch, im Vergleich zur - nie dagewesenen -Idylle bürgerlicher Demokratie besonders reaktionär, beim Versuch der Vereinnahmung des Volkes besonders chauvinistisch. Einen sachlichen, im spezifischen Geschäftsinteresse des Kreditgewerbes liegenden Grund für diese in der Tendenz faschistische Ausrich​tung des Finanzkapitals in Erfahrung bringen zu wollen, wäre bei dieser Monopol-„Theorie" ganz deplaziert: Daß ganz wenige die ungeteilte Herrschaft wollen, das war schon die ganze Diagnose übers zeitgenössische Bürgertum und sagte den kämpferischen Kommunisten alles.
Insbesondere nämlich für ihre Taktik; darin lag überhaupt der Sinn, also der ideologische Grund dieser verkehrten Sicht der bür​gerlichen Dinge. Angebliche divergierende und konkurrierende bourgeoise Kampftechniken und Herrschaftsstrategien wurden bestimmten Kapitalistenfraktionen zugeordnet, die nicht wirklich ökonomisch, aber mit Verweis auf ihre jeweiligen Funktionen im kapitalistischen System und die dementsprechende Interessenlage unterschieden wurden, so als ergäben sich aus der politischen Öko​nomie des jeweiligen Gewerbes mit objektiver Notwendigkeit bestimmte spezielle Positionen im Klassenkampf; und damit mein​ten die Parteitheoretiker eine Handhabe für ihre Kampftaktik zu besitzen. Nämlich erstens ein unschlagbares Argument für ihren Entschluß, den proletarischen Kampf für die Demokratie zu füh​ren, von der sie als Kommunisten gleichzeitig verkündeten, daß sie nur das Herrschaftsinstrument der Bourgeoisie für gute Zeiten wäre; zweitens nützliche Gesichtspunkte für eine politische Spal​tung der Gegenpartei, für partielle Bündnisse gerade im Namen der Verteidigung „demokratischer Errungenschaften", fürs Aus​spielen einer vorgestellten Unterabteilung der feindlichen Klasse gegen die andere, insbesondere der Verlierer der Konkurrenz gegen die „Monopole", um den Gegner durch Entzweiung zu schwächen -nach eben dem Muster, nach dem sie sich die Schwäche ihrer Seite im Klassenkampf erklärten.
Im Sinne dieser Kampftaktik legten sich die kommunistischen Parteien dann auch ihre politischen Gegner zurecht: die feindlichen Parteien, mit denen sie es - keineswegs bloß im demokratischen Meinungsstreit, sondern sehr handfest - zu tun bekamen.

c) Die Sozialdemokraten: Arbeiterverräter und Bündnispartner
Daß die Bourgeoisie, u.a. in Gestalt ihrer politischen Parteien, mit lauter erlaubten Gewaltmitteln und unerlaubten Bösartigkeiten gegen das „sich revolutionierende" Proletariat ankämpfte, war des​sen kommunistischen Führern klar und kein Problem - sie war eben der Feind, also natürlicherweise und aus Eigennutz böse und
-
noch - im Besitz der staatlichen Zwangsmittel. Was sie gar nicht verstehen konnten, weder moralisch noch sachlich, das war die Politik der Sozialdemokratie und der reformistischen Gewerkschaften. Denn in dieser Partei und in den Arbeitervereinen hatte sich doch, gemäß ihrer Vorstellung von der Klassengesellschaft als Klassenkampf, die unzweifelhaft gute Seite, das kämpferische Pro​ letariat, organisiert. Das Ergebnis war jedoch alles andere als eine machtvolle Front gegen den Klassenfeind, die auch die noch Unor​- ganisierten sowie manch „schwankende Zwischenschicht" mitgeris​ sen hätte. Stattdessen herrschte ein - natürlich „nur formell" - demokratischer Staatsapparat, der unter maßgeblicher Beteiligung sozialistischer Führer die Interessen des Kapitals insgesamt gut, den Wunsch nach revolutionärem Fortschritt hingegen gar nicht bediente, vielmehr sogar dessen kommunistische Vorkämpfer fer-​tigmachte; und eine genauso systemstabilisierend operierende Gewerkschaftsbewegung beherrschte die Szene innerhalb und außerhalb der Betriebe und trug das Ihre zum Scheitern der kom-​ munistischen Klassenkampftaktik bei.
Was auch sonst - hätten gelernte Marxisten sich sagen können: Die linken Reformer organisieren die Arbeiterklasse eben so, wie sie sie vorfinden, also wie sie vom Kapital gebraucht, geschaffen, benutzt, reproduziert und verelendet wird, nämlich als Mannschaft von Dienstkräften, die auf den Lohn als ihr Lebensmittel setzen und vom nationalen Klassenstaat Anerkennung als unentbehrli​cher, ehrbarer Stand einfordern. Deren unausbleibliche Erfahrung, daß der Lohn zum lebenslangen, geschweige denn anständigen Lebensmittel nicht taugt und der Nationalstaat seinen Massen deutlich mehr Dienste abverlangt als leistet, verarbeiten Sozialde​mokratie und Gewerkschaften konstruktiv zu der einzig system​konformen Reaktion, die Lohnarbeit um einen zusätzlichen Kampf für gerechte Entlohnung und um die Forderung nach angemessener staatlicher Würdigung der geleisteten Dienste zu ergänzen. Ihr Programm lautet nicht auf Abschaffung des Lohnsystems, sondern -
was schon Marx an der Arbeiterbewegung seiner Tage erfolglos kritisiert hat - auf „gerechten Lohn für ein gerechtes Tagwerk", den die Gewerkschaften unter ehrlicher Anerkennung aller geschäftlichen „Nöte" und Interessen mit den Kapitalisten aushan​deln sollen; „soziale Sicherheit" für die Klasse der unsicheren Exi​stenzen suchen sie bei der übergeordneten Gewaltinstanz, der Staatsmacht, die alle Klassengegensätze herbeiführt, unter Kon​trolle hält und durch rechtliche Regelung perpetuiert. Für den Erfolg, als Tarifpartner anerkannt und an der Staatsmacht betei​ligt zu werden, nehmen gewerkschaftliche und sozialdemokratische Arbeiterorganisationen gerne alle „berechtigten Forderungen" der „Arbeitgeberseite" sowie den gesamten Katalog staatlicher Ord​nungsaufgaben in ihr Programm auf - einschließlich der Unter​drückung systemwidriger Arbeiterunruhen. Letzteres gilt ihnen noch nicht einmal als Preis, den sie für ein Stück Teilhabe an der Macht zahlen müssen, sondern als Bestätigung der politischen Reife, mit der sie ein Recht auf Beteiligung am politischen und wirtschaftlichen Geschehen erworben haben.
Diesen Übergang zur - nötigenfalls militanten - Systemtreue haben die Kommunisten ihren „Klassengenossen" zutiefst übelge​nommen, ohne seinen Grund und seine Folgerichtigkeit zu begrei​fen. Die Einsicht, daß die Politik der Beteiligung am Klassenstaat, bis hin zur Bewilligung von Kriegskrediten und zum Polizeiauf​marsch gegen aufständische Arbeiter, nichts anderes ausnutzt als das verkehrte affirmative Klassenbewußtsein des Proletariats, wäre ihnen als glatter Bruch mit „der Arbeitersache" vorgekom​men, als Absage an ihre eigene alles entscheidende Berufungsin​stanz - und wäre das ja in der Tat gewesen. Das heißt freilich auch, daß diesen kommunistischen Umstürzlern der Inhalt des „Klassenstandpunkts", so wie Sozialdemokraten und Gewerk​schaftler ihn vertreten haben: der Wunsch nach voller rechtlicher und politischer Anerkennung der Lohnarbeiter, nicht besonders verkehrt vorgekommen sein kann. Jedenfalls haben sie am Verlan​gen der „Entrechteten" nach Recht und Gerechtigkeit nicht die Unterwerfung unter die Verhältnisse kritisiert, die vorgeben, was ein jeder „Stand" gemäß seiner ökonomischen Bestimmung als sein gutes Recht zu reklamieren hat; vielmehr haben sie diese Forde​rung geteilt - und ihre Empörung über angetanes Unrecht für das​selbe wie den Willen zur Revolution gehalten. Ihr Gegensatz zu den sozialdemokratisch-reformerischen „Renegaten" lag gar nicht im Inhalt ihrer Kapitalismuskritik - und dann auch, konsequenter​weise, in den Vorstellungen, wie mit diesem System fertigzuwerden sei -, sondern bei gleichlautender Unrechtsdiagnose in dem bloß quantitativen Unterschied, beim Aufbegehren gegen „Erniedrigung und Beleidigung" die Radikaleren zu sein - so wie die Sozialdemo​kraten und Gewerkschaftsreformisten sich als die realistischeren und vernünftigeren Vertreter der Arbeitersache vorkamen. Denen schleuderten die Anhänger der Leninschen Oktoberrevolution den Vorwurf entgegen, sie würden ihr an sich richtiges Anliegen nicht konsequent genug verfolgen. Die tiefschürfende Kontroverse über die Alternative „Reform oder Revolution" ist über derlei fruchtlosen Streit um das passende Maß an Radikalität nicht hinausgelangt. Der Streit wurde allerdings mit größter moralischer Erbitterung geführt - von kommunistischer Seite mit dem moralischen Verdikt, die Kämpfer für mehr Arbeiterfreundlichkeit des bürgerlichen Staates ließen es an Treue zur gemeinsamen proletarischen Sache fehlen.
Für die „revolutionäre Taktik" ließen sich aus diesem Vorwurf die unterschiedlichsten praktischen Konsequenzen ableiten, und die Parteien der KI haben auch keinen Fehler ausgelassen. Von der Absage an die Führung der gegnerischen Arbeiterpartei, die „das Proletariat verraten" hätte, bis hin zu Bündnisangeboten zugun​sten der „gemeinsamen Sache", für deren Erfolg die Kommunisten selber ihren Radikalismus „verrieten" und sozialdemokratische Ordnungspolitik duldeten; vom Versuch einer Spaltung zwischen den „von der Bourgeoisie bestochenen" Anführern der Sozialdemo​kratie und ihrer für gemeinsame Kämpfe zu begeisternden Basis bis zum Angriff auf die vielen „kleinen Zörgiebels", nämlich das sozialdemokratische Fußvolk, das sich von dem SPD-Polizeipräsi​denten Berlins, dem berüchtigten Veranstalter des Berliner „Blut-Mai", angeblich gar nicht unterschied: Alles wurde probiert, für unzweckmäßig befunden, mit moralischen (Selbst)Vorwürfen mal an „sozialdemokratische Memmen", mal an „linksradikale Sektie​rer" in den eigenen Reihen revidiert, bis zur nächsten Enttäu​schung die jeweils andere Linie befolgt... Dabei blieb das entschei​dende, wenn nicht einzige Agitationsmittel der kommunistischen Avantgardisten stets dasselbe, egal ob es galt, die Sozialdemokra​ten als Feiglinge zu blamieren, als Verräter zu denunzieren oder als Mitkämpfer zu gewinnen: Sie übten keine Kritik, sondern prä​sentierten sich als die entschlosseneren Kämpfer, als Vorbilder an Charakterfestigkeit und Mut im Einsatz für „die Arbeitersache", als Musterproletarier im Sinne ihrer Ideologie vom naturwüchsig fortschrittlichen Lohnarbeiter. Es gab manche Dichter, denen sie mit dieser eigentümlichen Angeberei Eindruck gemacht haben. Die Einheitsfront mit den Sozialdemokraten, wenigstens zur gemeinsa​men Abwehr des Faschismus, haben sie so nicht zustandegebracht - was nicht nur an ihnen lag. Ihr Fehler war, daß sie gar keinen anderen Gegensatz zur Sozialdemokratie hingekriegt haben als eben die Beschwerde, die andern würden die Einigkeit und Geschlossenheit des Proletariats verhindern, deren Notwendigkeit doch jedem aufrechten Arbeiterdemokraten einleuchten müßte -und daß ihnen nicht einmal angesichts der politischen Siege des Faschismus ihr selbstbetrügerischer revolutionärer Optimismus' vergangen ist:

„Ferner ruft der Sieg des Faschismus den tiefen Haß und die Empö​rung der Massen hervor, begünstigt ihre Revolutionierung und gibt der Einheitsfront des Proletariats gegen den Faschismus einen mäch​tigen Anstoß." (S. 106 f.)
So sah ihre „Theorie" über den faschistischen Feind dann auch aus.
d) Die Faschisten:
Rattenfänger mit vorbildlichen Rezepten
Daß die Faschisten die „Sache des Klassenfeindes" vertraten, das haben die Kommunisten in der „Zwischenkriegs-" und Kriegszeit am eigenen Leib zu spüren bekommen. Warum sie das taten, das hat die betroffenen Klassenkämpfer, bei allem „wissenschaftlichen Sozialismus", bloß in einem sehr engen moralischen Sinn interes​siert. Ein positives politisches Programm, überhaupt so etwas wie ein staatsbürgerliches Bewußtsein und einen nationalen Gestal​tungswillen, haben sie ihrem politischen Hauptfeind erst gar nicht zuerkennen mögen - noch weniger als ihren sozialdemokratischen Gegenspielern, deren Diagnose mit den Etiketten „Spalter" und „Verräter" schon so gut wie fertig war. Stattdessen haben sich die Theoretiker der KI gefragt, wie eine „Bewegung", die ohne erkenn-' bares eigenes Profitinteresse ans Werk ging - denn aus einer jeunesse doree" oder sonstigen kämpferischen Bourgeois rekru​tierte sich der Massenanhang der Faschisten ja nicht! -, nur so schlecht und böse sein konnte, mit allen, vor allem unerlaubten, von der bürgerlichen Staatsmacht schändlicherweise jedoch gedul​deten Mitteln die kämpferische Arbeiterbewegung fertigzumachen. Und wie das bei derartigen moralischen Rätseln der Fall zu sein pflegt, war die Fragestellung schon die Antwort: In den faschisti​schen Parteien waren eben die aus kommunistischer Sicht schlechtesten Elemente der vergammelnden kapitalistischen Gesellschaft versammelt - so wie in den Arbeiterparteien die guten: Lumpen, die sich anheischig machten, für ein bißchen Teilhabe an Macht und Reichtum der Bourgeoisie deren schmutzigste Geschäfte zu erledigen.
Freilich umfaßte dieses Lumpenpack eine Menge Fußvolk, auf dessen politische Führung eigentlich die Avantgarde des Proletari​ats Anspruch erhob; aus jenen „schwankenden Zwischenschichten" nämlich - Bauern, Angestellten, Intellektuellen -, die eine ent​schlossen kämpfende Arbeiterklasse davon zu überzeugen gehabt hätte, daß sie nur an deren Seite, im Sozialismus, eine Zukunft hätten; und sogar aus der Arbeiterschaft selbst - nicht einmal die Industriearbeiter im engsten Sinn waren ganz immun! —, die per se als geborene Massenbasis des sozialistischen Fortschritts verbucht war. Zu diesen Massen fiel den kommunistischen Klassenanalyti​kern nichts besseres ein als zur Anhängerschaft der Sozialdemo​kratie: daß sie, wenn sie ihrer wahren Avantgarde der Gefolgschaft verweigerten, sich sogar gegen ihre natürliche Vorhut aufwiegeln ließen, nur verführt sein konnten. Die Faschisten traf dementspre​chend der harte Vorwurf der betrügerischen Manipulation eines an sich zum Guten tendierenden Volkes, nämlich mit den Mitteln einer „beispiellosen Demagogie". Das ist nun allerdings eine sehr aufschlußreiche Anklage - nicht, was die Agitationsleistungen der Nazis betrifft; entlarvend vielmehr für die politischen Fehler dieses Antifaschismus. Der Demagogie-Vorwurf will nämlich - in mehr besteht er nie! - eine Ehrenrettung der Moral der Massen, die sich doch so offenkundig blamiert, nämlich von den ärgsten Schwind​lern „mißbrauchen" läßt. Denen wird vorgeworfen, sie hätten in verwerflicher Absicht haargenau denselben Ton angestimmt, den die revolutionäre Linke nach wie vor für ihr unverwechselbares Gütesiegel hielt. Ihnen wird damit nichts weiter als das Recht bestritten, sich in der Rolle des Anwalts aller berechtigten Anliegen des guten Volkes vorzuführen, die doch nur bei den ehrlichen Klas​senkämpfern in guten Händen wären.
In seiner „großen Rede" auf dem VII. Kongreß der KI hat der Genosse Dimitroff diesen Fehler exemplarisch und in aller Aus​führlichkeit vorgemacht:
„Wo liegt die Quelle des Einflusses des Faschismus auf die Massen? Dem Faschismus gelingt es, die Massen zu gewinnen, weil er in demagogischer Weise an ihre brennendsten Nöte und Bedürfnisse appelliert. Der Faschismus entfacht nicht nur die in den Massen tief verwurzelten Vorurteile, sondern er spekuliert auch auf die besten Gefühle der Massen, auf ihr Gerechtigkeitsgefühl und mitunter sogar auf ihre revolutionären Traditionen. Warum spielen sich die deut​schen Faschisten, diese Lakaien der Großbourgeoisie und Todfeinde des Sozialismus, vor den Massen als Sozialisten' auf und geben ihren Machtantritt als ,Revolution aus? Weil sie bestrebt sind, den Glauben an die Revolution, den Drang zum Sozialismus, der in den Herzen der breiten werktätigen Massen Deutschlands lebt, auszunutzen." (S. 95)
Eine Kritik der „demagogischen" Argumente, mit denen die Faschisten in der Tat an die „Nöte" des Volkes „appelliert" haben, findet nicht statt. Man wartet vergeblich auf ein klares Wort gegen das völkische Gemeinschaftsideal, mit dem die Vertreter einer „nationalen" Auffassung von „Sozialismus" geworben haben. Gegen das „Gerechtigkeitsgefühl" der Massen, diese hartnäckigste Unsitte gedeckelter Untertanen, auf die Macht höherer moralischer Gesichtspunkte zu vertrauen, wird kein Verdacht laut. Keinerlei Widerspruch finden die linken Umstürzler in ihrer hoffnungsvollen Vorstellung, den deutschen Werktätigen wäre das Revolutionieren als Tradition vertraut und lieb. Guten Glauben und „die besten Gefühle" attestieren sie ihren Adressaten, auch wenn diese Gefühlswelt offenbar dazu führte, daß ihre Inhaber Hitler nicht bloß mit der KP verwechselten, sondern sogar für den besseren Vertreter ihrer Herzenssache hielten. Statt den Verstand, den auch ein deutsches Proletariat hat, an das Interesse zu erinnern, das es gegen die Faschisten durchzusetzen gilt, bestätigte die linke Avant​garde sich ihren Glauben an ihr Menschenbild vom revolutions​gläubigen Werktätigen, der zwar den Makel gewisser „tief verwur​zelter Vorurteile" aufweist, ansonsten aber gerade in seiner Anhänglichkeit an falsche Propheten seine unverwüstlich bessere Natur beweist, auf die die Kommunisten als ihren Anknüpfungs​punkt bei den Massen exklusiven Anspruch erhoben. Entsprechend groß geriet ihre Empörung darüber, daß die Faschisten von sich ein Bild entwarfen, in dem die radikalen Linken ihre eigenen Agitati​onsknüller wiederzuerkennen meinten:
„Der Faschismus handelt im Interesse der extremen Imperialisten, aber vor den Massen tritt er unter der Maske des Beschützers der erniedrigten Nation auf und appelliert an das verletzte Nationalge​fühl, wie zum Beispiel der deutsche Faschismus, der mit der Losung ,Gegen Versailles' die kleinbürgerlichen Massen mitriß.
Der Faschismus erstrebt die zügelloseste Ausbeutung der Massen, tritt aber mit einer raffinierten antikapitalistischen Demagogie an sie heran, macht sich den tiefen Haß der Werktätigen gegen die räuberi​sche Bourgeoisie, gegen die Banken, die Truste und die Finanzmagna​ten zunutze und stellt Losungen auf, die im gegebenen Moment für die politisch unreifen Massen am verlockendsten sind: in Deutschland -,Gemeinnutz geht vor Eigennutz'; in Italien - ,Unser Staat ist kein kapitalistischer, sondern ein Korporativ Staat'; in Japan - ,Für ein Japan ohne Ausbeutung'; in den Vereinigten Staaten - ,Für die Auftei​lung der Reichtümer' usw.
Der Faschismus liefert das Volk den korruptesten, käuflichsten Ele​menten auf Gnade und Ungnade aus, tritt aber vor dem Volk mit der Forderung nach einer ,ehrlichen und unbestechlichen Regierung' auf. Der Faschismus, der auf die tiefe Enttäuschung der Massen über die Regierungen der bürgerlichen Demokratie spekuliert, entrüstet sich scheinheilig über die Korruption...
Der Faschismus fängt im Interesse der reaktionärsten Kreise der Bourgeoisie die enttäuschten, den alten bürgerlichen Parteien den Rücken kehrenden Massen ein. Er imponiert diesen Massen durch die Heftigkeit seiner Angriffe gegen die bürgerlichen Regierungen, durch die Unversöhnlichkeit seines Verhaltens gegenüber den alten Parteien der Bourgeoisie." Und so weiter...(S.95 f.)
Den von der bürgerlichen Politik enttäuschten Massen mit Radikalität imponieren, an den Skandalen der anderen das Bild vom eigenen Verein als einer Versammlung von Ehrenmännern schärfen, den Reichtum weniger unter Berufung auf das Ideal der nationalen Solidargemeinschaft als Diebstahl geißeln, den Patrio​tismus des Volkes mit zündenden Parolen bedienen: Nichts davon meinen die Faschisten ehrlich; bei ihnen ist alles das nur Maske​rade, was die Kommunisten offenkundig für das Gegenteil von Imperialismus, Ausbeutung und Reaktion halten, wenn es nur ernst und ehrlich gemeint wäre. Dieser Befund wirft natürlich die Frage auf, warum die Faschisten mit ihrer verlogenen Maskerade und einem „Zynismus", der „alle anderen Spielarten der bürgerli​chen Reaktion in den Schatten" stellt (S. 96), beim Massenpubli​kum besser ankommen als die guten Menschen von links, bei denen das ehrliche Original zu haben wäre. Die Antwort ist selbst​kritisch und besteht aus drei Gedankenschritten:
„Es ist eine der schwächsten Seiten des antifaschistischen Kampfes unserer Parteien, daß sie ungenügend und nicht rechtzeitig auf die Demagogie des Faschismus reagieren und bis auf den heutigen Tag fortfahren, die Fragen des Kampfes gegen die faschistische Ideologie geringschätzig zu behandeln. Viele Genossen glaubten nicht, daß eine so reaktionäre Abart der bürgerlichen Ideologie wie die Ideologie des Faschismus, die sich in ihrer Unsinnigkeit häufig bis zum Wahnwitz versteigt, überhaupt fähig ist, Einfluß auf die Massen zu gewinnen. Das war ein großer Fehler. Die weit vorgeschrittene Verwesung des Kapitalismus dringt in das Innerste seiner Ideologie und Kultur, und die verzweifelte Lage der breiten Volksmassen macht gewisse Schich​ten dafür empfänglich, von den ideologischen Abfällen dieser Verwe​sung angesteckt zu werden." (S. 149)
Der korrekte ideologische Abwehrkampf besteht also erst einmal darin, daß man die faschistische Ideologie mit besonders abwerten​den Metaphern beschimpft, zweitens aber für die Massen, die sich vom faschistischen Verwesungsgeruch betören lassen, Verständnis entwickelt nach der absurden Maxime: Wenn es den Massen immer schlechter geht, kann man es ihnen nicht verdenken, wenn sie sich ihre Lage immer verkehrter erklären lassen (Die Vorstellung, daß gesellschaftlich verursachtes Elend die Betrof​fenen quasi naturnotwendig auf faschistische Gedanken bringt bzw. dafür „anfällig" macht, so als wäre der Verstand ein Organismus und abweichendes Denken eine Infektion, ist keineswegs exklusives Gedankengut der kommunistischen Faschismustheoretiker. Vor​wiegend linke Soziologen und Psychologen haben diese Idee zu gan​zen Theoriegebäuden über den „autoritären Charakter", über den Gegensatz zwischen dem Nahrungstrieb, dessen Unterdrückung die Menschen revolutionär stimmt, und dem Sexualtrieb, dessen Nega​tion zur Lust an der (Selbst-)Unterdrückung führt, über Scholle und Handwerk als Quelle falschen Denkens, über das Kleinbürger​tum, das seine Proletarisierung reflexartig mit Haß gegen das Pro​letariat beantwortet, und dergleichen mehr ausgearbeitet - Einiges dazu im Kapitel über demokratische Faschismustheorien in diesem Buch. Mittlerweile ist die Zuordnung von „sozialer Not" und „Rechtsradikalismus" zum feststehenden Topos staatsbürgerlichen Denkens geworden - und so verkehrt wie zu Beginn. Sie ignoriert nämlich die Verstandesleistung, die auch und gerade bei den Opfern kapitalistischer Verelendung vonnöten ist, um dem erfahre​nen Elend nicht mit der Frage nach dessen wirklichen Gründen, sondern mit staatsidealistischen Einbildungen über angeblich ver​letzte Vorrechte für eingeborene Staatsbürger zu begegnen. Daß dieser wüste Fehler nicht bloß nicht kritisiert, sondern gar nicht als kritikable Grundlage jeden Übergangs von erfahrenen Beschrän​kungen zu nationalistischem Aufbegehren in Betracht gezogen wird, ist freilich nur allzu verständlich: Staatsgläubiges Rechtsbe​wußtsein kommt keinem politisch verantwortlich mitdenkenden Staatsbürger als die ideologische Fehlleistung vor, die es ist. Wie man sieht: nicht einmal den Theoretikern der KI ist diese Einsicht gedämmert.) Ist mit dieser einfühlsamen Verelendungstheorie die Schuldfrage zugunsten der immer leichter verführbaren Massen geklärt, so steht drittens fest, was die wahrhaftigen Führer der Massen zu tun haben:

„Wir dürfen auf keinen Fall dieses Wirkungsvermögen der ideologi​schen Seuche des Faschismus unterschätzen. Wir müssen im Gegenteil unsererseits einen breiten ideologischen Kampf entfalten, uns dabei einer klaren, populären Argumentation bedienen und richtig, ver​ständnisvoll an die Eigenart der nationalen Psychologie der Volks​massen herangehen." (S. 149 f.)
Wenn Faschisten es schaffen, ein geistig verwirrtes Volk mit ver​werflichen Tricks zu manipulieren, dann müssen selbstverständ​lich „wir" als kommunistische Aufklärer „unsererseits"... Denn was bezüglich des faschistischen Bazillus eine durch Verwesung verur​sachte Seuchengefahr, das ist, wenn Linke sich dessen annehmen, „nationale Psychologie". Und wenn Nazi-Verbrecher dem Volk mit ihren verlogenen Losungen Eindruck machen, dann fordert das den radikalen Klassenkämpfer zu einer „klaren" Sprache heraus. Denn es gilt, den Vorsprung der Faschisten in Sachen Volksverführung durch den berechnenden Einsatz einer „populären Argumentation" wettzumachen. Natürlich ist das kein bloßes Stilproblem; die Selbstkritik der KI gilt einem falschen politischen Standpunkt, nämlich allen Parteimitgliedern, die den „proletarischen Interna​tionalismus" mit einem Nein zum Nationalstaat verwechselt haben:
„In Deutschland haben unsere Genossen lange Zeit das verletzte Nationalgefühl und die Empörung der Massen gegen den Versailler Friedensvertrag nicht genügend berücksichtigt. ... Sie sind mit dem Programm der sozialen und nationalen Befreiung zu spät hervorgetre​ten." (S. 104)
Nicht einmal der militante Nationalismus der Faschisten hat diese Kommunisten davon überzeugen können, daß die „Befreiung der Nation" mit Klassenkampf unverträglich ist; nicht einmal der Nationalsozialismus hat sie darüber belehrt, daß nur unter völki​schen Vorzeichen, bei gewaltsamer Abstraktion vom Klassengegen​satz, „soziale" und „nationale Befreiung" ineins gehen. Sie haben im Gegenteil aus dem Massenerfolg der Faschisten gelernt, daß es außer dem bösen Nationalismus der Bourgeoisie, die damit das Volk für ihre Interessen einspannt, auch noch ein gutes Massenbe​dürfnis nach Nationalem gibt, weil die Nazis es sonst ja nicht hät​ten betrügerisch ausnutzen können. Und dazu wurde ein klares Bekenntnis abgelegt von den Moskauer Internationalen: „Wir Kommunisten sind unversöhnliche, grundsätzliche Gegner des bürgerlichen Nationalismus in allen seinen Spielarten. Aber wir sind nicht Anhänger des nationalen Nihilismus und dürfen niemals als solche auftreten. Die Aufgabe, die Arbeiter und alle Werktätigen im Geiste des proletarischen Internationalismus zu erziehen, ist eine der grundlegenden Aufgaben jeder kommunistischen Partei. Aber derje​nige, der glaubt, daß ihm dies gestatte oder ihn gar veranlassen dürfe, auf alle nationalen Gefühle der breiten werktätigen Massen zu pfeifen, der ist vom wirklichen Bolschewismus weit entfernt, der hat von der Lehre Lenins und Stalins über die nationale Frage nichts verstanden." (S. 151)
Inwiefern die affirmative Stellung zum national abgegrenzten staatlichen Zwangszusammenhang der Klassengesellschaft etwas Besseres sein soll, wenn nicht die Bourgeoisie sie praktiziert und den Massen abverlangt, sondern die Werktätigen Vollzug melden können, weil sie es sogar fertigbringen, als national eingefärbte Rechtssubjekte zu empfinden - das behält der Theoretiker des Antifaschismus für sich. Daß die verehrten Massen derartige Gefühle hegen, ist ihm schon Grund genug, diese zum „tief verwur​zelten Vorurteil" gewordene Ideologie nicht bloß nicht zu bekämp​fen, sondern zu ehren und seiner Partei - nach der für jeden reak​tionären Übergang guten Maxime, daß ein Linker keine staatliche Brutalität und keine staatsbürgerliche Verrücktheit einfach dem politischen Feind überlassen dürfe - die folgende Aufgabe zu stel​len:
„Natürlich muß man überall und in allen Fällen den Massen vor Augen führen und konkret beweisen, daß die faschistische Bourgeoisie unter dem Vorwand, die gesamtnationalen Interessen zu verteidigen, ihre egoistische Politik der Unterdrückung und Ausbeutung des eige​nen Volkes sowie der Ausplünderung und Versklavung anderer Völker betreibt. Man darf sich aber nicht darauf beschränken. Man muß gleichzeitig durch den Kampf der Arbeiterklasse selbst und durch Aktionen der kommunistischen Parteien zeigen, daß das Proletariat, das sich gegen jede Knechtschaft und gegen jede nationale Unterdrük-kung auflehnt, der einzige wirkliche Kämpfer für die nationale Frei​heit und Unabhängigkeit des Volkes ist." (S. 152)
Denn nur wenn jeder Nationalist überzeugt ist, daß die Sache mit dem Klassenkampf dem nationalen Besten dient und keines​wegs widerspricht; wenn es den Kommunisten also gelungen ist, den Nazis das Nationale wegzunehmen, so wie die den Marxisten den Glauben an die Revolution geklaut haben: nur dann läßt sich die breite Kampffront herstellen, die gerade der Erfolg der Faschisten dringlicher denn je macht. Um so schlimmer einerseits, daß -schon wieder - der erste Ansprechpartner für eine solche Politik, die Sozialdemokratie, sich dem kommunistischen Werben entzog; andererseits nur um so alternativloser die Politik der nationalen Bündniseinheit und um so kompromißloser die Kompromißbereit​schaft der KJ-Parteien. Die kamen nämlich mit ihrem Antifaschis​mus zu dem Schluß, daß ihre gesamte kommunistisch-revolutio​näre Zielsetzung in dem Programm aufzugehen habe, das große vereinheitlichende Bündnis herbeizutaktieren, und zwar ohne jeden Hintergedanken:
„Gerade weil die Frage der politischen Einheit für uns kein Manöver ist, wie für viele sozialdemokratische Führer, bestehen wir auf der Verwirklichung der Aktionseinheit als einer der wichtigsten Etappen im Kampf um die politische Einheit." (S. 160)
e) Statt kommunistischer Umtriebe: Volksfrontpolitik für Frieden mit dem Sowjetstaat
Daß diese Politik der bedingungslosen Bündnispartnerschaft letzt​lich unweigerlich der „Revolutionierung" der Massen und dem Sieg des Kommunismus zugute kommen müßte, stand für die Führer und Anhänger der KI felsenfest. Nicht, weil sie noch ein paar bes​sere Argumente für die Zusammengehörigkeit von nationaler Befreiung und kommunistischer Revolution, für den Übergang von der Selbstverleugnung in der Aktionseinheit zur Führung beim Umsturz in der Hinterhand gehabt hätten; das Gebot der Anpas​sung an die Massen war schon und blieb ihr ganzes „Argument". Ihre letzte Sicherheit, richtig zu liegen, bezogen sie aber ohnehin nicht aus - sei es falschen oder richtigen - Begründungen für ihren antifaschistischen Kampf und dessen unweigerlich revolutionäre Qualität, sondern aus einem externen Gesichtspunkt: dem Erfolg der Revolution in Rußland und dem Überlebensinteresse der dar​aus entstandenen Sowjetunion. Hier hatte „das Proletariat ge​siegt"; an diesem Sieg - so die kurzschlüssige Folgerung der mit der KPdSU verbündeten Parteien - hatte der Kampf der Kommu​nisten in aller Welt Maß zu nehmen und konnte nicht mehr auf Abwege geraten, wenn er der Sowjetmacht von Nutzen war. ( Diese Klarstellung war auf dem VII. Kongreß der KI dem italieni​schen Genossen Ercoli - Pseudonym für P. Togliatti - übertragen: a.a.O. S. 165 ff.) So richtig überzeugt war man da also nicht - entgegen allen offi​ziellen Beteuerungen -, daß mit dem Sieg in Rußland die proletari​sche Weltrevolution in Gang gekommen wäre und eine erste feste Bastion erobert hätte; sonst hätte ja eher die Konsequenz ange​standen, den Umsturz in den anderen Nationen voranzutreiben. Aber nicht nur das: Auch zu der Einsicht waren die Moskauer Internationalisten nicht bereit, daß es für die Sicherheit der So​wjetmacht, wenn es denn schon um den epochalen Sieg des revolu​tionären Proletariats und dessen Sicherstellung gehen sollte, nur ein wirklich wirksames Mittel gab, nämlich kommunistische Umsturzerfolge in den großen imperialistischen Staaten, von denen die wesentliche Gefahr für die erste „Diktatur des Proletariats" ausging. Vielmehr übersetzten die Führer und Freunde der Sowjet​macht in Rußland die Not, den Erfolg der Oktoberrevolution zu sichern, umstandslos in ein Programm nationalstaatlicher Selbst​behauptung, für die sich der proletarisch-revolutionäre Charakter des neuen Moskauer Gemeinwesens als einerseits schlechte, ande​rerseits gute Bedingung darstellte: schlecht, weil der Sowjetstaat sich dadurch die Feindschaft der bürgerlichen Welt, Kriegsdrohun​gen und die Gefahr eines konterrevolutionären Überfalls von außen zuzog; günstig, weil er auf die Kommunisten in aller Herren Län​der als tatkräftige, antisowjetischer Kriegspolitik widerstrebende Sympathisanten zählen durfte.
Die kommunistischen Parteien in aller Welt hatten damit ihren eindeutigen Auftrag - allerdings einen, der mit der Zielsetzung einer gründlichen Umwälzung der national verfaßten Klassenge​sellschaft nicht mehr zu vereinbaren war: Statt die verehrten Mas​sen gegen ihre Obrigkeit aufzuwiegeln, sollte es nun darum gehen, auf sozialdemokratische und bürgerliche Regierungen einzuwirken, nämlich im Sinne einer wohlwollenden Außenpolitik gegenüber der Sowjetunion. Das mochte zwar noch gelegentlich in der Form geschehen, daß das Proletariat Dienste für den Kampf gegen die Sowjetmacht verweigerte; aber es gehörte schon viel optimistische Fehldeutung dazu, solche Aktionen als Zwischensiege im Klassen​kampf auszugeben; denn in jedem Fall war ihre Zielsetzung gar nicht umstürzlerischer Natur, sondern dem Zynismus der außenpo​litischen Kalkulationen imperialistischer Staaten untergeordnet. Kommunismus wurde nicht mehr als das Programm propagiert, den Krieg abzuschaffen, nämlich durch Beseitigung seiner Sub​jekte, der Nationalstaaten mit ihrem allerhöchsten totalitären „Egoismus",  sondern als Friedenspolitik vorbuchstabiert:  als die antikritisch-idealistische Vorsorge gegen den letzten Umschlag der imperialistischen Konkurrenz der Staaten in die offene Gewaltan​wendung; und dies vor allem anderen im Verhältnis der jeweils eigenen Nation zur Sowjetunion. Den Kommunisten außerhalb Rußlands wurde die Absurdität auferlegt, unter der „zentralen Losung: Kampf für den Frieden und Verteidigung der Sowjetunion" (S. 202) die außenpolitischen Interessen der Staatsmacht, zu der sie in radikaler Opposition standen, einvernehmlich mitzudefinie-ren, und zwar dahingehend, daß sie sich mit den Sicherheitsbedürf​nissen einer auswärtigen Macht, der sowjetischen eben, grundsätz​lich vertragen sollten - ein Unding wenn schon nicht für die folgsa​men Kommunisten, die sich noch einbilden mochten, die Interessen der Weltrevolution vor ihr Interesse an einem nationalen Umsturz zu stellen, so doch auf alle Fälle für jeden echten Patrioten; der würde sich selbst nämlich aufgeben, würde er Interessen einer fremden Nation grundsätzlich als Prämisse für die Ansprüche der eigenen anerkennen. Für die normale staatsbürgerliche Auffas​sungsgabe, die Politik ohnehin als Konkurrenzkampf zwischen Nationen versteht und entsprechend parteilich zur Kenntnis nimmt, entlarvten sich die Kommunisten mit ihrem Schwenk zu prosowjetischer Friedenspolitik nur, zusätzlich zu ihrer revolutio​nären Staatsfeindschaft, als Agenten einer fremden Macht; nach geltenden politischen Maßstäben nicht einmal zu Unrecht. Daran war auch durch den weiteren, explizit und endgültig antirevolutio​nären Auftrag an die Schwesterparteien der KPdSU nichts mehr zu ändern, an sich selbst und mit ihrer gesamten nationalen Propa​ganda den Beweis zu führen, daß ihr in der Sowjetunion zur Macht gelangter Sozialismus keinem einzigen nationalen Interesse wider​sprach, für das sozialdemokratische und bürgerliche Regierungen und Parteien anderswo sich einsetzten: Sie gaben jeden Gegensatz zum nationalen Konsens auf, unterwarfen sich restlos der „Sache der Nation" und blieben trotzdem unter dem Verdacht, als „5. Kolonne" des Sowjetstaats landesverräterisch zu wirken.
Der Überfall des faschistischen Deutschland auf seine Nachbarn in Ost und West, sein Krieg um „Lebensraum" im Bereich der Sowjetmacht und gegen die imperialistische Aufteilung der Welt und Rangordnung der Nationen, hat für ein paar Kriegsjahre die antifaschistische Allianz erzwungen, die mit dem Programm einer uneingeschränkt kooperations- und kompromißbereiten prosowje​tisch-antifaschistischen Friedenspolitik nie hinzukriegen war, weder innerhalb der entscheidenden Nationen noch international. Die maßgeblichen Instanzen der kommunistischen Weltbewegung haben sich trotzdem den gemeinsamen Krieg und Sieg als durch​schlagenden Erfolg ihrer antifaschistischen Bündnispolitik zu-rechtgeschwindelt. Die erreichte Allianz als „widernatürlich" zu empfinden und zu denunzieren und nach Niederkämpfung der faschistischen Kriegsmaschinerie aufzukündigen, haben sie den bürgerlichen Partnern überlassen. Und danach mochten sie erst recht nicht auf den genialen, freilich völlig vergeblichen politischen Kunstgriff verzichten, ihren Realen Sozialismus als fortdauerndes Friedens- und Versöhnungsangebot an die imperialistische Welt hinzustellen. Den Antiimperialismus der Kommunisten haben die Sowjetsozialisten auf das absurde Programm heruntergebracht, veredelnd und befriedend auf die Konkurrenz der Nationen einzu​wirken, um so den Bestand des „sozialistischen Lagers" zu retten. Auch das hat ihnen der Imperialismus nicht gedankt...
Deutschlands Kommunisten haben sich bei der Gründung der DDR ausdrücklich auf die Kontinuität mit dem Kampf der KI gegen die Nazis berufen, den Aufbau ihrer Republik als Gespen​sterkampf gegen die längst abservierte NSDAP inszeniert und dabei sämtliche Fehler ihres antifaschistischen Gutmenschentums wiederholt. Insbesondere den, Sozialismus als Tugend eines gerechten Staatswesens zu buchstabieren und sich als berufene Führer auf dem Weg zum wahren, nämlich proletarischen Vater​land zu empfehlen. Als Gegenbild zur Nazi-Herrschaft sollte ihr sozialistischer Teilstaat den Beifall der von Hitler enttäuschten Massen finden und die moralische Konkurrenz gegen die westdeut​sche Bundesrepublik um die Ehre des gründlicher gebesserten Deutschland gewinnen — ein Angebot für geläuterte Volksgenossen, das wirklich nur besonders geläuterten Patrioten in den Sinn kommt.
Recht und Moral im Realen Sozialismus der DDR:
Im Namen der antifaschistischen Volkseinheit
gegen die selbstgeschaffene Unzufriedenheit der Massen
Es kam, wie es kommen mußte. Mit ihrem „Antifaschismus", nämlich dem Projekt eines der Sowjetunion nachgebildeten „Arbei​ter- und Bauernstaats", stand die führende Staatspartei der DDR in Gegensatz zu den verschiedenen Standpunkten und Interessen, die sie unter dem Zeichen des scheinbar allumfassenden „Anti" einsammeln wollte; und dieser Gegensatz wurde nur um so hoffnungs​loser, je entschiedener sie ihn verleugnete und den Sozialismus als gemeinsamen Nenner aller ehrlichen Gegenpositionen zum Fa​schismus dekretierte.
Das war eben der Unterschied zum „Konsens der Demokraten" im bürgerlichen Staat: Der beruht auf der formell gleichmäßigen Unterwerfung aller Interessen unter das Machtmonopol des Rechtsstaats, der mit der Garantie von Person und Eigentum alle quasi-objektiven gesellschaftlichen Unterschiede und Gegensätze stiftet und mit der Freiheit, die er den konkurrierenden Bedürfnis​sen und Ansprüchen gewährt, auch die Bedingungen setzt, unter denen die Charaktermasken der Klassengesellschaft ihre Konkur​renz abwickeln, so daß der Laden funktioniert; auf der soliden Basis einer dermaßen negativen Einheit aller gesellschaftlichen und politischen Gegensätze hat die Beschwörung eines positiven Gemeinschafts-„Geistes" tatsächlich den Charakter eines „Über​baus", von dessen Überzeugungskraft weder Geschäft noch Gewalt abhängen; da ist es sogar von Nutzen, wenn die Moral des volksso​lidarischen Zusammenwirkens selber zum Objekt ideologischer Konkurrenz wird. „Sozialismus" dagegen, wie schlecht und mora​lisch dieser „Wert" auch immer definiert oder auch nur ausgemalt sein mag, meint allemal, daß ein positiver, inhaltlicher Konsens der Betroffenen über Art und Weise des Produzierens und Verbrauchens, über Prioritäten und Nebensächlichkeiten, über Notwendigkeiten und Luxus als verbindende Grundlage des gesell​schaftlichen Lebens her muß. Um seine Herstellung haben die Rea​len Sozialisten sich nie bemüht; dafür hätten sie ja auch eine ganz andere Kritik am Kapitalismus und an den Konkurrenz- und Unterordnungsgewohnheiten der gesellschaftlichen Klassen durch​ziehen müssen, als sie überhaupt gehabt haben. Gegensätze zu den angestammten Interessen und Rechten der diversen Fraktionen in ihrem Volk haben sie gar nicht aufmachen wollen, stattdessen für alle ihre Neuerungen ein tiefes Einverständnis der Massen unter​stellt - und standen doch mit ihrer „Hebel"-Ökonomie und ihrer Partei-gelenkten Politkultur in Gegensatz zu ihrer Basis: zuerst zu den klassengesellschaftlichen Gepflogenheiten, den konkurrieren​den Interessen und Standpunkten wie den als Freiheiten begriffe​nen Gewohnheiten des Konkurrierens, die sie in ihrem Volk antra​fen; dann, nachdem ihr Sozialismus fertig war und die Massen sich daran gewöhnt hatten, zu all den Bedürfnissen, die sie als berech​tigt anerkannten, deren Befriedigung ihr „System" aber schuldig blieb. Dieser Gegensatz wurde dadurch, daß die herrschenden Ein​heitssozialisten ihn ignorierten und jedem vorgefundenen Bedürf​nis - mit Ausnahme der privaten „Profitgier" und anderen asozia​len Lastern - eine innere Tendenz zum Sozialismus andichteten, nicht ausgeräumt und noch nicht einmal kleiner, sondern zum unaufgelösten Widerspruch des ganzen wundervollen Neubeginns im Zeichen der „Gemeinschaft aller Werktätigen". Und er wurde erst recht nicht dadurch behoben, daß diese „Gemeinschaft" mit Nachdruck auf die wunderbare Errungenschaft verwiesen wurde, nicht mehr von Faschisten regiert zu werden. Mit jedem Schritt in Richtung auf das schöne Ziel, hin zur Morgenröte des Sozialismus, eröffneten die Realen Sozialisten eine der innergesellschaftlichen „Fronten", durch deren Leugnung sie zugleich ihren Herrschaftsan​spruch legitimierten:
- Das ökonomische „System der Planung und Leitung", das die SED vom sowjetischen Vorbild übernahm, beseitigte eben nicht bloß unter allgemeinem antifaschistischem Beifall die Basis für ungerechte Ausplünderung und Militarismus, sondern setzte alle überkommenen Konkurrenzinteressen außer Kraft, definierte die Mittel zur Befriedigung aller materiellen Bedürfnisse neu und sollte doch nicht als revolutionärer Bruch mit den alten Nöten und Chancen des Geldverdienens gelten, sondern von den nach wie vor anerkannten und aufrechterhaltenen „Klassen" und „Schichten" des Volkes als Erfüllung ihrer herkömmlichen klassen- und schichtspezifischen Interessen akzeptiert werden. Das hätten die sich vielleicht ja noch gefallen lassen, wenn die Lohnarbeit ohne private Arbeitgeber, die Bauern- und Handwerksarbeit ohne freie Konkurrenz und der Dienst am sozialistischen statt am bürgerli​chen Staatswesen im Vergleich erkennbar mehr Ertrag abgeworfen hätten als die Anstrengungen, die das System der kapitalistischen Konkurrenz erzwingt. Tatsächlich war das neue ökonomische System, das „sozialistisch", aber auch wieder nicht allzu revolutio​när sein sollte, so widersprüchlich konstruiert,*' daß materiell genausowenig Überzeugendes zustandekam wie in der realsoziali​stischen Ideologie, die sich zwischen Umsturz und Verbesserung der kapitalistischen Klassengesellschaft ein für allemal nicht ent​scheiden wollte, sondern den Aberwitz einer revolutionären Verbesserung des Gewohnten propagierte. Den mit arbeiterfreundlichen Phrasen eingedeckten werktätigen Massen traten die regierenden Klassenkämpfer praktisch überhaupt nicht als Kommunisten und Klassenkämpfer gegenüber, sondern als alternative und als solche eher fragwürdige politische Obrigkeit. Gerechterweise mußten sie erleben, daß sie von ihrer Arbeiterklasse nicht als Befreier, sondern als bürokratische Arbeitgeber ein- und keineswegs übermäßig hochgeschätzt wurden; ihr Anklang bei den übrigen Werktätigen und den Zwischenschichten, die sie „mitreißen" wollten, war gleich​falls im besten Fall ambivalent: ein sehr folgerichtiges Ergebnis des Versuchs, die vom Kapitalismus hervorgebrachten Klassen mit der Macht der proletarischen Staatsgewalt besser zu bedienen als der bürgerliche Klassenstaat.
- Noch schlechter als um die materiellen Erträge des Sozialismus in seiner antifaschistischen Billigausgabe stand es mit dem ideel​len Lohn, auf den loyale Staatsbürger Anspruch erheben: mit der Bedienung der patriotischen Unterwerfungsbereitschaft durch eine respektgebietende, weltweit erfolgreiche Staatsmacht. Mit dem Beschluß, die Konsolidierung des westdeutschen Staates mit der definitiven Eigenstaatlichkeit der sowjetischen Besatzungszone zu beantworten und eine realsozialistische Republik aufzumachen, eröffneten die proletarischen Internationalisten den denkbar schärfsten Gegensatz gegen die erste und elementare Bestimmung der „nationalen Sache", auf die der Patriotismus sich bezieht, näm​lich die räumliche Größe. Sie unternahmen aber gar nicht erst auch nur den Versuch, die Massen, die sie nun regieren durften, von ihren „nationalen Empfindungen" abzubringen. Die „nationale Sache" der Deutschen als den schädlichen Kollektivismus, der sie ist, zu kritisieren — das wäre ihnen nicht bloß viel zu umstürzle​risch vorgekommen; das hatten diese Kommunisten, die den Spruch von der Vaterlandslosigkeit des Proletariats längst durch die Parole vom schleunigst zu gründenden „Vaterland der Werktä​tigen" ersetzt hatten, gar nicht im Programm. Die Entscheidung für einen separaten Arbeiter- und Bauernstaat auf deutschem Boden brachte dessen Gründer daher in eine ideologische Zwangs​lage: Sie mußten ihre Absage an den Fortbestand der einen deut​schen Nation und ihrer alten Größe vor dem Nationalismus ihrer Bürger rechtfertigen. Probiert haben sie es wieder mit Antifaschis​mus — aber noch nicht einmal mit dem Argument, daß sich doch wohl kein vernünftiger Mensch aus freien Stücken zu einem Kol​lektiv bekennt, das für seinen weltgeschichtlichen Erfolg dermaßen brutal über Leichen geht. Sie haben die Zerstörung Deutschlands durchaus als geschichtliche Schuldfrage aufgefaßt und ihrem Volk die folgende apologetische Schuldzuweisung angeboten:
„Das Ende des zweiten Weltkriegs war auch gleichzeitig das Ende des Deutschen Reiches, das seit seiner Entstehung den Keim des Unterganges in sich trug. Es zerbrach 1945" - nicht etwa an einer Kündigung durch die zur Macht gelangten Kommunisten, sondern -„an den maßlosen Welteroberungsplänen der über Deutschland herr​schenden Großbourgeoisie." (Kleines politisches Wörterbuch, Berlin 1973, Stichwort .Deutsches Reich', S. 158 f.)
Auf der gleichen Linie lag die Polemik gegen den größeren deut​schen Teilstaat: Wenn der Bonner Republik in zahllosen „Braunbü​chern" jede Menge personeller Kontinuität mit der Nazi-Herrschaft nachgewiesen wurde, dann ging es den Ostberliner Staatsgründern und -lenkern um den Nachweis einer höheren, nämlich von der nationalen Geschichte und ihrem „dunkelsten Kapitel" selbst erteil​ten Berechtigung, durch die deutsche Gesamtnation eine scharfe Grenze zu ziehen. Beweisen wollten sie dieses Recht einem Volk, dessen Nationalismus sie nie kritisiert hatten, weil sie ihn, antifa​schistisch geläutert, für sich funktionalisieren wollten. Zur Zufrie​denheit hätte ein solcher Nachweis freilich nur verfangen können, wenn der so gerechtfertigte Teilstaat dem Nationalgefühl seiner Bürger eindeutige Konkurrenzerfolge gegen die westdeutsche Republik auf ganz anderen Feldern als dem der antifaschistischen Moral hätte bieten können. Umgekehrt war die materielle Überle​genheit der bundesdeutschen Macht durch mehr und besseren Antifaschismus überhaupt nicht zu kompensieren. So stand die ost​deutsche Staatspartei, ganz gleich ob zu Recht oder zu Unrecht, gerade mit ihrer vereinnahmenden antifaschistischen Staatsideolo​gie vor allen deutschen Patrioten als Spalterin der Nation da. - Es kam hinzu, daß die DDR-Führung die Verehrung der Sowjet​union als Befreier Deutschlands und Vorbild der neuen Republik zum Hauptposten ihrer politischen Nationalkultur erhob. Damit mutete sie einem nazistisch verhetzten Volk, das sich gerade im Osten alles andere als befreit vorkam, eine staatsoffizielle Heuche​lei zu, die vielleicht nicht größer war als die verlogene Selbstver​leugnung, die die Westdeutschen mit ihrer „Entnazifizierung" und verordneten Freundschaft mit Amerika und den europäischen „Erbfeinden" zu vollbringen hatten. Nur fehlte der „deutsch-sowje​tischen Freundschaft" die entscheidende Öffnungsklausel, die dem Westzonesier und Bundesbürger die Umstellung vom Feind- aufs Freundbild vom westlichen Alliierten akzeptabel machte, nämlich die überzeugende Verknüpfung mit dem nationalen Revisionismus und dessen altvertrautem neuem Feindbild. Stattdessen wurden die altehrwürdigen Losungen der Arbeiterbewegung von der inter​nationalen Solidarität und der glorreichen proletarischen Sowjet​macht ihrer definitiven Bestimmung als ideologischer Überbau zu einem zwischenstaatlichen Unterwerfungsverhältnis zugeführt, so daß die guten patriotischen Deutschen im Osten noch einen Grund mehr für ihren Antikommunismus wußten.
Der materiellen und nationalistischen Unzufriedenheit, die aus den Widersprüchen ihrer eigenen Politik resultierte, eröffnete die SED ein paar Betätigungsfelder; so etwa mit der dauerhaften Installierung alternativer Parteien nach dem Muster des westdeut​schen Parteienspektrums — grundsätzlich sollte eben keiner demo​kratischen Stimme ihre Berechtigung bestritten werden, auch wenn sie sich nicht umstandslos als proletarische Kampfgesinnung bekennen mochte. Von wirklichen Differenzen wollten die Aufseher der „nationalen Front" gleichzeitig aber nichts wissen. So muteten sie ihren „Bündnispartnern" den seltsamen Widerspruch zu, Bekenntnisse zum Sozialismus und zur führenden Rolle der SED abzuliefern, ohne die einzig normale Konsequenz zu ziehen und gleich in der Staatspartei aufzugehen, die sowieso alles dirigierte und letztlich „immer Recht" hatte. Die Einheitspartei wollte ein zustimmendes Echo von ehrenwerten „gesellschaftlichen Kräften" außerhalb des von ihr selbst organisierten „fortschrittlichsten Teils" der Bevölkerung hören, so als wäre dann die allgemeine Zustimmung über jeden Zweifel erhaben und zugleich jede mögli​che Unzufriedenheit und Abweichung bestens bedient - also hat sie auch das noch selbst organisiert... Die Geschichte hat bekanntlich ein ironisches Ende gefunden: Ganz am Schluß bewährte sich der fiktive Parteienpluralismus der „nationalen Front" als Hebel für die blitzartige Zersetzung des politischen Systems der DDR und seine .Ersetzung durch den bundesdeutschen Parlamentarismus.
Wo die Unzufriedenheit im Volk und oppositionelles Widerstre​ben sich nicht so bequem einbinden ließen, blieben die sozialisti​schen Volksfreunde nur um so unerbittlicher ihrer Parteilinie der nichts ausschließenden Vereinnahmung treu, nämlich so: Im Namen der großen, naturwüchsig nach ihrer Leitung verlangenden Volkseinheit sprachen sie allen auftretenden Differenzen und widerstrebenden Standpunkten jegliche Berechtigung ab. Statt sich mit gegnerischen Anliegen und Meinungen auseinanderzusetzen, sie gar zu kritisieren — womöglich mit regelrechten Argumen​ten... -, meinten sie Abweichler von einem ebenso unwidersprechli-chen wie für anständige Bürger unwiderstehlichen Gemeinschafts​geist vor sich zu haben, die folglich nicht zu überzeugen, sondern zu bekämpfen waren. Und zwar nicht als Vertreter des Standpunkts, den sie eben hatten und geltend zu machen versuchten - sei es ein Lohninteresse, sei es ein „verletztes Nationalgefühl" -, sondern als Feinde der unanfechtbar guten Gründe, die die herrschenden Staatssozialisten für ihr Projekt in Anschlag brachten. In diesem Zusammenhang kam die patriotisch werbende Deutung, die die regierenden Sozialisten als selber gutgläubige Patrioten ihrer Herrschaft beigaben: ihr Antifaschismus, auf fatale Weise zum Zug. Dieses höchste Gütesiegel ihrer Politik, das nach ihrer Mei​nung auch solche Bürger akzeptieren mußten, die sich zur Partei​lichkeit für den Sozialismus noch nicht so recht hatten entschlie​ßen können, und das dem sozialistischen Bekenntnis der anderen seine letzte nationalstaatliche Würde verlieh, wurde Abweichlern um die Ohren geschlagen. Es lieferte die schönste moralische Rechtfertigung für die Abrechnung mit Gegnern, die diese antifa​schistischen Machthaber ganz genauso mit den wenig argumenta-tiven Mitteln staatlicher Gewalt vornahmen wie ihre bürgerlichen Kollegen, sobald denen eine organisierte Unzufriedenheit zu weit geht.
Der antifaschistische Abwehrkampf gegen die BRD

Die sozialistische Republik im Osten Deutschlands hatte nicht bloß im Innern um Respekt zu kämpfen. Vom großen Nachbarn im Westen wurde ihr jedes Existenzrecht bestritten; weltweit sah sich die DDR hartnäckigen Initiativen der BRD gegenüber, dritte Staa​ten an jedem diplomatischen Verkehr mit dem sozialistischen „Gebilde" zu hindern. Ihre Führung reagierte darauf auf denkbar unkommunistische Weise. Statt an eine Kündigung des von diplo​matischen Respektbezeugungen begleiteten zwischenstaatlichen Konkurrenzkampfes auch nur zu denken - und so furchtbar „iso​liert" wäre man in Ostberlin gar nicht einmal gewesen, wenn der gesamte Sowjetblock sich auf diesen Aspekt der einstmals ange​strebten Weltrevolution besonnen hätte; aber für den stand überall längst die Nation im Mittelpunkt -, hat sie jahrzehntelang um die Zulassung ihres Staatswesens zum Weltmarkt der ökonomischen und politischen Erpressungen und Unterwerfungen gerungen, als hätte der Sozialismus in Ostdeutschland ausgerechnet in den welt​weit ausgreifenden Machenschaften der imperialistischen Mächte sein unverzichtbares Lebensmittel. Eine Nebenfront in diesem Kampf, deren Wichtigkeit für die DDR-Regierungen bloß ihre Unterlegenheit in allen substantiellen Machtfragen belegt, war die politmoralische Konkurrenz mit der westdeutschen Republik um den Ruf, der gründlicher vom Faschismus gereinigte deutsche Staat zu sein. Die Blamage der BRD als Refugium alter Nazis, die Sammlung von Pluspunkten für die DDR, in der Faschisten samt „monopolistischen" Hintermännern nichts mehr zu melden hatten: Das sollte den Weg zur diplomatischen Anerkennung ebnen.
Genützt hat diese sittliche Schönheitskonkurrenz nur in einer Hinsicht: Die SED hat sich damit ein paar zusätzliche Argumente für ihre Werbung um den Respekt ihrer Bürger verschafft. Nicht bloß ihre Absage an jedes Zusammengehen mit dem größeren deut​schen Staat hat sie - wie schon erwähnt - mit dem mangelhaften Antifaschismus der BRD legitimiert. Hierin hatte sie auch einen guten Grund dafür, daß sie mit ihrem als antifaschistischer Abwehrkampf deklarierten Vorgehen gegen innere Feinde immer nicht fertig wurde, obwohl jeder einschlägige „Sumpf eigentlich längst „ausgetrocknet" sein mußte: Die entsprechenden „Umtriebe" gingen vom Westen aus.
Auch das war noch nicht einmal ganz verkehrt. Tatsächlich bestritt der große Nachbar im Namen der nationalen Kontinuität und der Rechtsnachfolge zum ganzen Hitlerreich der DDR das Exi​stenzrecht; jede abweichende Meinung und jeder kritisch-oppositio​nelle Standpunkt in der DDR wurde vom Westen aus unterstützt; die BRD bot sich allen sozialen und vor allem politischen Interes​sen, die die SED weder kritisieren noch bedienen, nur vereinnah​men oder ausgrenzen konnte, als die bessere Heimat an; wo die DDR-Bevölkerung für den bundesdeutschen Geschmack partei​schädigende Umtriebe schuldig blieb, wurde vom Westen aus nach​geholfen. Es reichte den regierenden Sozialisten aber nicht, gegen den nationalen Revanchismus der BRD und ihren Antikommunis-mus zu agitieren: Immer sollte sich der demokratische Frontstaat im Westen als Feind des in der DDR zum real existierenden Gemeinwesen gewordenen Antifaschismus entlarven und damit als Fortsetzung des Faschismus in neuer Form.
Widerspenstigkeit im eigenen Laden ließ sich so als von außen in die nationale Einheitsfront hineingetragener Anti-Antifaschismus denunzieren. Sogar ihre gewaltsame Abschirmung gegen die subversive „Wiedervereinigungs"-Politik der BRD wußten die Avant​gardisten der Arbeiterklasse nicht besser zu legitimieren als mit der Legende vom „antifaschistischen Schutzwall". Dabei wollten sie nicht einmal behauptet haben, in der BRD hätten schon wieder die „am meisten chauvinistischen und imperialistischen Kreise des Finanzkapitals" zum Mittel der „offenen Diktatur" gegriffen und bei „beispiellosen Demagogen" eine verführte „Massenbasis" in Auf​trag gegeben: Den DDR-Antifaschisten genügte der Nachweis personeller Kontinuität vom Nazi-Regime und dessen Geheimdien​sten, Militärs und Wirtschaftsführern zur Elite der NATO-Repu-blik, um sich mit ihrer Alternativ-Republik moralisch im Recht zu fühlen.
Zu diplomatischer Anerkennung hat die DDR es dann bekannt​lich auch gebracht - zu Zeiten, als die BRD anfing, sich von dem Standpunkt zu lösen, für ihre Karriere zur Großmacht müßte als erstes die nationale Wiedervergrößerung her. Die Gründe für die​sen „Erfolg" mögen vielfältiger Art gewesen sein; antifaschistisch​moralischer Natur waren sie auf alle Fälle nicht. Es blieb ein inter​nes Reklameargument der SED-Führung, jeden neuen Diplomaten in Ostberlin auch noch als Sieg des höheren realsozialistischen Staatsethos zu feiern. Umgekehrt machte die diplomatische Durch​setzung der DDR die Bemühungen um gewonnene Schlachten auf dem Feld des politmoralischen Nationenvergleichs allmählich über​flüssig, also den Antifaschismus als Konkurrenzgesichtspunkt gegen den überlegenen Nachbarn unwichtiger.
Eine praktische Nachwirkung hat er aber doch noch gehabt. Daß die „Entspannungspolitik" des Westens darauf aus war, den soziali​stischen Staatenblock zu „öffnen", d.h. ins imperialistische Erpres​sungsgeschäft einzubeziehen, ausnutzbar zu machen und zu schwächen; daß speziell die bundesdeutsche Ostpolitik, die die hef​tigste Einflußnahme auf die DDR auf Basis diplomatischer Aner​kennung mit einem fortbestehenden Rechtsanspruch aufs ostdeut​sche Volk als verhinderte BRD-Bürger kombinierte, die Herrschaft der SED untergrub und mit dieser den Bestand ihrer Republik ins​gesamt, und das wirksamer als der gesamte Kalte Krieg - das haben die regierenden Sozialisten zuallerletzt gemerkt. Durch Hit​ler als ihren Hauptfeind belehrt, haben sie sich eine revanchisti​sche Gefahr nur in Form eines militärischen Überfalls vorstellen können. Sie haben daher für ihre Sicherheit auf einen „friedlichen Verkehr" mit den kapitalistischen Nationen gesetzt, den diese -durchaus sachgerecht - als Mittel zur Zersetzung ihres Gegners begriffen und gehandhabt haben. Dieser Beitrag zum Untergang des Realen Sozialismus war womöglich die handfesteste politische Leistung des Antifaschismus der DDR, den mancher gutwillige Mensch dem untergegangenen Staat noch als sein letztes Ruhmes​blättchen gutschreiben möchte...
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